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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte
Bundesrat

Am 3. September bestimmten die Fraktionen ihre Kandidaturen. Die FDP nominierte
die St. Galler Regierungsratin Karin Keller-Sutter und den Nationalrat Johann
Schneider-Ammann (BE). Die drei weiteren Nationalréte Peter Malama (BS), Ruedi Noser
(ZH) und Ignazio Cassis (Tl), die von den jeweiligen Kantonalsektionen portiert wurden,
wurden nicht berlcksichtigt. Auch die SP nominierte zwei aus vier Kandidatinnen:
Standeratin Simonetta Sommaruga (BE) und Nationalrétin Jacqueline Fehr (ZH) erzielten
mehr Fraktionsstimmen als Nationalratin Hildegard Fassler (SG) und die baselstadtische
Finanzdirektorin Eva Herzog. Die SVP nominierte - nachdem sowohl die Nationalrate
Caspar Baader (BL), Peter Spuhler (TG) und Ulrich Giezendanner (AG) abgesagt hatten -
Nationalrat Jean-Francois Rime (FR) und die Grinen traten mit Nationalratin Brigit
Wyss (SO) als Sprengkandidatin an. Auch die CVP meldete ihren Anspruch auf einen
zweiten Bundesratssitz an, wollte aber die Wahlen 2011 abwarten. '

Parlamentsmandat

Das Parlament hatte sich mit einem Begehren auf Immunitéatsaufhebung des
Bezirksgerichts Zofingen (AG) zu befassen, welches eine Ehrverletzungsklage der
Umweltschutzorganisation Greenpeace gegen Nationalrat Giezendanner (svp, AG) zu
beurteilen hat. Der Angeklagte hatte diese Organisation im Zusammenhang mit
unbewilligten  Demonstrationen und  Strassensperren in  Faxschreiben an
Medienredaktionen als .Terroristenorganisation™ bezeichnet. Obwohl Giezendanner
diesen Prozess fuhren wollte und deshalb fur Aufhebung seiner Immunitat pladierte,
beschloss der Nationalrat auf Antrag seiner Rechtskommission, diese nicht aufzuheben.
Begriindet wurde dieser Entscheid damit, dass es sich hier eindeutig um eine politische
Auseinandersetzung handle und deshalb, namentlich bei strafrechtlich eher
unbedeutenden Féllen, die relative Immunitat gelte. Der Stéanderat schloss sich diesem
Entscheid an. ?

Die Buros der beiden Parlamentskammern beantragten mit einer parlamentarischen
Initiative eine Anpassung der seit 1990 unverédnderten Entschadigung der
Parlamentsangehdrigen an die seither eingetretene Teuerung. Dabei sollte die ganze
Erhdhung Uber das Taggeld erfolgen, und die im Gesetz festgeschriebene und deshalb
dem fakultativen Referendum unterstellte Jahresentschadigung unverandert bleiben.
Zudem schlugen sie vor, die Sonderzulagen fur die Ratsprésidenten und ihre
Stellvertreter deutlich anzuheben. Gleichzeitig nahmen sie eine gemeinsame Anregung
der Generalsekretare der vier Bundesratsparteien flr eine substanzielle Erhéhung der
Fraktionsbeitrdage auf. Mit der Begrindung, dass damit die bisherige
Quersubventionierung der Fraktionen durch die Parteien reduziert wirde, und zudem
der Gefahr begegnet werden kénnte, dass die Fraktionen in Abhéngigkeit von anderen
Sponsoren (namentlich Interessenorganisationen) geraten, beantragten sie eine
Erhéhung sowohl des Grundbeitrags als auch des Beitrags pro Mitglied um 50% auf CHF
90'000 resp. 16'500. Der Bundesrat unterstitzte dieses Anliegen. Fur die letzte
Teuerungsanpassung der Fraktionsbeitrage im Vorjahr siehe hier.

Im Nationalrat bekampfte Nationalrat Moérgeli (ZH) im Namen der SVP-Fraktion
vergeblich die Anpassung der Taggelder an die Teuerung. Sein Nichteintretensantrag
wurde mit 129:20 Stimmen abgelehnt. Nachdem auch die kleine Kammer zugestimmt
hatte, verabschiedete das Parlament die Teuerungsanpassung, die Verdoppelung der
Prasidialentschadigung und die Erhéhung der Fraktionsbeitréage in der Herbstsession.
Der ,Bund der Steuerzahler™ protestierte in Inseraten gegen diese Ratsbeschlisse.
Breite Unterstltzung bei allen Fraktionen fand SVP-Nationalrat Giezendanner (AG) fir
sein Uberwiesenes Postulat, im Parlamentsgebdude Dusch- und Fitnessraume
einzurichten (00.3385). °
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Nach der Ankindigung der Kandidatur von Magdalena Martullo-Blocher fir die
Nationalratswahlen 2015 ging der Sonntagsblick der Frage nach, ob es in der Schweiz
Politikerdynastien gebe. Die Zeitung stiess dabei auf zahlreiche Namen. Im Kanton
Aargau pragen und pragten drei Generationen der Familie Binder-Keller fur die CVP die
Politik: Julius Binder (90) war National- und Stéanderat, Andreas Binder (58) und dessen
Frau Marianne Binder-Keller (56) sassen bzw. sitzen im Grossrat, wobei der Vater von
Binder-Keller, Anton Keller (80), ebenfalls bereits Nationalrat war und der Sohn von
Marianne und Andreas, Simon Binder (28) die CVP in Baden co-présidiert. Ebenfalls im
Kanton Aargau machen sich die Giezendanners einen Namen: Ulrich (61) ist seit 24
Jahren im Nationalrat, sein jingerer Sohn Benjamin (33) im Grossrat und sein é&lterer
Sohn, Stefan (37), im Einwohnerrat in Zofingen - alle drei flr die SVP. Der Sohn des
ehemaligen FDP-Bundesrats Fritz Honegger (1917-1999), Eric Honegger (69), war in
Zurich Regierungsrat. Ebenfalls in Zirich wirkt Corine Mauch als Zurcher
Stadtprasidentin, sie ist die Tochter der ehemaligen ersten Nationalratin fir den Kanton
Aargau Ursula Mauch (80).

Von weiteren sieben aktuellen Parlamentariern und einer aktuellen Parlamentarierin
hatten bereits die Vater in Bundesbern gesessen: von Marina Carobbio (sp, Tl), Max
Chopard (sp, AG), Jean Christophe Schwaab (sp, VD), Alexander Tschéppét (sp, BE),
Jean-Francois Rime (svp, FR), Christian Wasserfallen (fdp, BE), Jean-René Germanier
(fdp, VS) sowie von Thomas Hefti (fdp, GL). Hinzu komme Eveline Widmer-Schlumpf
(bdp, GR), deren Vater Leon Schlumpf (svp, GR) bereits Bundesrat war.

Verantwortlich sei wohl das politische Umfeld, in dem man aufwachse und das Kinder
prage, zog das Sonntagsmedium den Schluss. Namen kénnten durchaus eine Hilfe sein,
um politische Karriere zu machen, sie kénnen aber auch hinderlich sein. Der
Sonntagsblick zitierte dazu den Ex-US-Prasidenten George W. Bush, Sohn des Ex-US-
Prasidenten Georg Bush: ,Ich habe die Halfte der Freunde meines Vaters geerbt und
alle seine Feinde.™ *

Volksrechte

Da Initiativen der Beratungskategorie der sogenannten «freien Debatte» zugeordnet
werden, haben grundsatzlich alle Parlamentsmitglieder das Recht auf Wortmeldung. In
den anderen, seit 1990 geltenden Beratungskategorien aussern sich in der Regel -
neben den Vertreterinnen und Vertretern des Bundesrates - lediglich
Kommissionssprecherinnen und -sprecher, Antragstellerinnen und Antragsteller von
Vorstéssen oder Minderheitsantragen und allenfalls Fraktionssprecherinnen und
-sprecher. Schon friher uferte die freie Debatte bei Volksinitiativen gerne auch in
einem ziemlichen Redemarathon aus, so etwa bei der «No-Billag»-Initiative. Immer
haufiger wird in solchen Debatten zudem auch das Recht genutzt, Zwischenfragen zu
stellen. So war es auch wenig verwunderlich, dass im Nationalrat nicht weniger als 83
Ratsmitglieder einen Antrag gestellt hatten, um in einem Votum die eigene Position zur
Volksinitiative «Schweizer Recht statt fremde Richter (Selbstbestimmungsinitiative)>»
verdeutlichen zu kénnen. Aufgrund der grossen Zahl an Rednerinnen und Rednern, aber
eben auch aufgrund der zahlreichen vor allem von SVP-Vertreterinnen und -vertretern
gestellten Zwischenfragen dauerte die Debatte schliesslich insgesamt Uber neun
Stunden - auf drei verschiedenen Sessionstage verteilt.

In der Tat stellten die Fraktionsmitglieder der SVP den Hauptharst der Rednerinnen und
Redner, namlich deren 42; von der SP-Fraktion meldeten sich 17 Mitglieder zu Wort, von
der FDP deren acht, von der CVP sieben, von den Grlinen vier und von GLP und BDP je
zwei. Nicht weniger als 82 der 102 Zwischenfragen stammten zudem von der Volkspartei
(FDP: 9; SP: 7; BDP: 2; CVP: 1; GP: 1), wobei die SVP-Fraktionsvertreterinnen und
-vertreter sich héaufig auch innerhalb der Fraktion selber befragten, was Roger
Nordmann (sp, VD) zur Zwischenfrage veranlasste, ob es sich hier nicht eher um die
«Selbstbefragungs-Initiative» handle. Den von verschiedenen Ratsmitgliedern
gedusserte Verdacht, dass die Volkspartei versuche, die Ratsabstimmung Uber die
Initiative so zu verzdgern, dass das Begehren nicht bereits im November 2018, sondern
im Wahljahr 2019 an die Urne gelangt - Beat Jans (sp, BS) sprach von «Filibustern» und
Nadine Masshardt (sp, BE) staunte dariiber, dass die SVP so viele Fragen zur eigenen
Initiative habe - konnte die SVP nicht ganz ausrdumen. Freilich kénnen Zwischenfragen
nur gestellt werden, wenn der Ratsprasident oder die Ratsprasidentin - aktuell
Dominique de Buman (cvp, FR) - unmittelbar nach einem Votum die Rednerin oder den
Redner fragt, ob diese oder dieser die Zwischenfrage zulasse. Wird diese Frage
verneint, darf die Zwischenfrage nicht gestellt werden. Die meisten Votantinnen und
Votanten - mit Ausnahme der SVP-Abgeordneten - liessen denn die Zwischenfragen gar
nicht zu. Weil einige darob erzlirnte SVP-Zwischenfragerinnen und -frager ihre Frage
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trotzdem in den Saal riefen, musste de Buman einige Ermahnungen aussprechen.

Der Verdacht, dass es der SVP mit ihrer Redner- und Zwischenfragestrategie in der Tat
nicht nur um einen Kampf gegen die «Diskussionsverweigerung [...] der
Demokratieabschaffer in diesem Saal» ging, wie sich etwa Roger Koéppel (svp, ZH)
echauffierte, sondern um eine Verschleppungstaktik, «damit das Geschéaft erst im
Wahljahr vors Volk kommt», wie Roger Nordmann vermutete, wurde durch einen von
Fraktionssprecher Thomas Aeschi (svp, ZG) vorgebrachten Ordnungsantrag weiter
erhértet. Die SVP wehrte sich ndmlich dagegen, dass flr den dritten Debattenteil eine
Nachtsitzung anberaumt wurde, was in der Regel nur bei hoher Geschaftslast oder
dringlichen Geschaften erfolge. Mit ihrem Ordnungsantrag wollte die SVP ihr Begehren
zu den normalen Sitzungszeiten weiter beraten, was wohl eine Verschiebung in die
Herbstsession bedeutet hatte. Die Sprecherin des Blros, Marina Carobbio Guscetti (sp,
TI) wies darauf hin, dass mit der Uberdurchschnittlichen Zahl an Rednerinnen und
Rednern das Kriterium der hohen Geschéftslast sehr wohl erfillt sei. Der
Ordnungsantrag wurde dann mit 121 zu 67 Stimmen abgelehnt. Die 67 Stimmen
stammten allesamt aus den Reihen der Volkspartei.

Auch der am dritten Verhandlungstag gestellte Antrag der SVP, die Anwesenden zu
zéhlen, um das noétige Quorum nachzuprifen, verhalf nicht wirklich zu einer
Beschleunigung der Debatte. Freilich verliessen zahlreiche Parlamentarierinnen und
Parlamentarier nach dem Drlicken des blauen Knopfes - der der Anwesenheitskontrolle
dient - den Nationalratssaal wieder, was Toni Brunner (svp, SG) derart erzlirnte, dass er
als Antwort auf eine entsprechende Zwischenfrage von Thomas Aeschi von einem
«Kindergarten» sprach und seine Tirade gegen die nicht anwesenden Ratskolleginnen
und -kollegen vom Nationalratsprasidenten erst durch Abschalten des Mikrofons
unterbrochen wurde.

Nebst all diesem Geplankel wurden freilich auch Argumente ausgetauscht. In der Tat
dienen die freie Debatte wie auch die Zwischenfragen ja durchaus auch dazu, den
Blrgerinnen und Burgern zu zeigen, welche Begrindungen fur den Bezug der
verschiedenen Fronten geltend gemacht werden. Die ab und zu ziemlich emotional, ja
gar gehassig gefuihrte Debatte - der Sonntags-Blick sprach von einer von der SVP
geplanten und zelebrierten Entgleisung, der Tages-Anzeiger von einem eigentlichen
Politikspektakel und die Aargauer Zeitung warf der SVP vor, statt einer inhaltlichen
Debatte auf Klamauk zu setzen - liess in der Tat deutliche Positionsbezlige erkennen.
Wahrend alle Mitglieder der SVP-Fraktion das Begehren vehement verteidigten, lehnten
alle anderen Fraktionen die Initiative einhellig ab.

Die  Kommissionssprecherin ~ Valérie  Piller  Carrard (sp, FR) und der
Kommissionssprecher Kurt Fluri (fdp, SO) berichteten, dass alle von der SPK-NR
angehorten Wirtschaftsvertreterinnen und -vertreter sowie sémtliche Rechtsexperten
die Initiative ablehnten. Es werde beflrchtet, dass das Begehren dem
Wirtschaftsstandort Schweiz schade und in juristischer Hinsicht mehr Probleme
schaffe als 16se. In der Kommission sei zudem die Gefahr einer Kindigung wichtiger
Menschenrechtsabkommen, ja gar der Europadischen Menschenrechtskonvention,
diskutiert worden. Klar sei einzig, dass bei einem Konflikt zwischen Voélker- und
Landesrecht bestehende Vertréage neu verhandelt oder gekiindigt werden mussten. Wer
allerdings in welchem Verfahren feststelle oder entscheide, wann ein Normenkonflikt
bestehe und wann nicht bzw. wann dieser Konflikt genligend gravierend sei, bleibe
vollig  unklar. Dies wirde bei Annahme des Volksbegehrens eine grosse
Rechtsunsicherheit schaffen. Die Kommission empfehle deshalb mit 16 zu 9 respektive
14 zu 11 Stimmen, die Initiative abzulehnen und nicht auf den Gegenvorschlag
einzutreten. Letzterer war von Gerhard Pfister (cvp, ZG) eingebracht worden und
entsprach im Grossen und Ganzen dem schon im Stadnderat gescheiterten Vorschlag
von Andrea Caroni (fdp, AR). Pfister zog seinen Antrag gleich zu Beginn der
nationalratlichen Debatte zurlck, weil die Initianten keinerlei Bereitschaft zeigen
wirden, auf seinen Vorschlag flr eine alternative Losung Uberhaupt einsteigen zu
wollen.

Die Befurworterinnen und Beflrworter der Initiative begrindeten ihr Anliegen mit vier
Hauptargumenten: (I) Die Initiative wolle Rechtssicherheit schaffen, indem die
Hierarchie von Volker- und Landesrecht geklart werde. Dies sei auch angesichts einer
immer stérkeren Einmischung rechtlicher Normen in die Politik (sogenannte
Justizialisierung) von Néten. (Il) Damit werde zudem die (direkte) Demokratie gestarkt
und die Abhangigkeit vom Ausland gemindert. (Ill) Haufig wurde argumentiert, dass mit
der Initiative nur ein Zustand wiederhergestellt werde, wie er funf Jahre zuvor schon
geherrscht habe. Damit wurde auf ein Bundesgerichtsurteil vom 12. Oktober 2012
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rekurriert, mit welchem die Schubert-Praxis faktisch ausser Kraft gesetzt und wodurch
festgelegt worden sei, dass internationales Recht generell nationalem Recht vorgezogen
werden musse. Konkret hatte das Bundesgericht in einem Fall die
Menschenrechtskonvention der Regelung der Ausschaffungsinitiative vorgezogen.
Damit sei die direkte Demokratie gleichsam ausgehebelt worden, so die SVP. Kein
anderer Staat gebe aber internationalem Recht Vorrang vor Landesrecht. (IV) Gewarnt
wurde in diesem Zusammenhang auch vor der Einmischung der EU, die mit dem viel
diskutierten Rahmenabkommen und dem Vorrang von internationalem Recht faktisch
zum «obersten Souveran der Schweizerischen Eidgenossenschaft» werde - so etwa
Hans-Ueli Vogt (svp, ZH). Die Schweiz werde zu einer Marionette und Volksentscheide
verkdmen zu einer Art Umfrageergebnis, was letztlich nur noch eine
Scheinselbstbestimmung sei, erklarte Thomas Aeschi. Andreas Glarner (svp, AG)
verklebte sich den Mund mit blauen Klebestreifen, um zu demonstrieren, dass man sich
den Mund verbieten lasse. Roger Képpel warnte gar von einer «kalten Entmachtung des
Volkes» und Magdalena Martullo-Blocher (svp, GR) stellte die Anschuldigung in den
Raum, dass die «sogenannten Volksvertreter im Saal», denen man im Gegensatz zum
Volk nicht vertrauen kénne, dem sissen Gift der Macht verfallen seien, die Souveranitat
des Volkes an sich rissen und ins Ausland verkauften. Dies sei der Untergang der
Schweiz.

Die Gegnerinnen und Gegner des Begehrens betonten neben den bereits von der
Kommission vorgebrachten Argumenten auch den nétigen Spielraum, den Gerichte im
Einzelfall bréduchten, der aber mit einer Annahme der Initiative stark eingeschrankt
wlrde. Zahlreiche Pladoyers machten sich zudem fur die Menschenrechte stark, die mit
der Annahme einer |Initiative geféahrdet waren, weil die Kindigung der
Menschenrechtskonvention durch die Schweiz einen fatalen Vorbildcharakter hatte.
Balthasar Glattli (gp, ZH) sprach etwa von einer «Antimenschenrechts-Initiative». Das
Volksbegehren stelle die Werte der Schweiz - laut Nadine Masshardt (sp, BE)
«Verlasslichkeit, Stabilitdt und Menschenrechte» - fundamental infrage. Die kleine
Schweiz sei auf Vertragssicherheit und auf Volkerrecht angewiesen, damit sie nicht dem
Recht des Starkeren ausgesetzt sei. Aber wer - so fragte sich Matthias Jauslin (fdp, AG)
- gehe mit einem unverlasslichen Partner noch einen Vertrag ein¢ Vdlkerrechtliche
Vertrage wirden von der Schweiz freiwillig eingegangen, weil sie von grossem Nutzen
seien, betonte Ruth Humbel (cvp, AG). Die Stimmbevolkerung werde nicht durch
Voélkerrecht entmachtet, weil wichtige Vertrage ja immer direktdemokratisch legitimiert
seien, gab Eric Nussbaumer (sp, BL) zu bedenken.

Das Schlussvotum gehdérte Justizministerin Simonetta Sommaruga. Sie fuhrte aus, dass
sich Souveranitat und globale Vernetzung nicht widersprechen, weil die Schweiz
souveran bestimme, mit wem sie internationale Vertrage abschliesse. Wie diese
Vertrége abzuschliessen seien und dass man sie einzuhalten habe, stehe eigentlich in
der von Volk und Standen abgesegneten Bundesverfassung. Ebenfalls festgehalten sei,
dass es den Gerichten zu Uberlassen sei, bei Normenkonflikten flexibel und pragmatisch
zu entscheiden. Mit der Selbstbestimmungsinitiative wirde dies allerdings auf den Kopf
gestellt. Das Begehren fordere nicht nur, dass Voélkerrecht nicht mehr zahlen solle,
sondern dass die Gerichte im Konfliktfall rechtswidrige Entscheide fallen mussten. Die
Neuaushandlung von Vertragen wilrde damit zu einer Obligation und bleibe nicht
Option. Die Initiative, weil sie nur Schwarz und Weiss kenne, zwange die Schweiz in ein
Korsett. Nicht nur die eigene Handlungsfahigkeit wirde eingeschrénkt, sondern auch
die Zuverlassigkeit der Schweiz als Vertragspartnerin werde aufs Spiel gesetzt. Zudem
sei die Initiative nicht gentgend deutlich bei der Definition von «Widerspruch». Wann
ein Konflikt zwischen Vélkerrecht und Landesrecht bestehe, wie gross dieser sein
musse und wer dies entscheide, bleibe unklar. Die Justizministerin versuchte auch die
Meinung zu entkraften, dass das Bundesgericht seit 2012 auf die Schubert-Praxis
verzichtet habe; es sei im Gegenteil in mehreren Fallen Bezug genommen worden auf
diese Praxis. Die Schweiz sei erfolgreich, weil sie beweglich und pragmatisch immer
wieder neue Antworten auf neue Herausforderungen gefunden habe. Die im Gegenteil
dazu starre und dogmatische Initiative werde vom Bundesrat deshalb zur Ablehnung
empfohlen.

Wie aufgrund der Debatte nicht anders zu erwarten war, stimmten die 67 anwesenden
Mitglieder der SVP-Fraktion - einzig Ulrich Giezendanner (svp, AG) war abwesend - flr
und die restlichen 127 bei der Abstimmung anwesenden Nationalratinnen und
Nationalrate gegen Annahme der Initiative. °
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Wahl- und Abstimmungsverfahren

Meinungsumfragen vor Volksabstimmungen waren in den letzten Jahren etwas in Verruf
geraten. In der Tat klafften bei einigen Urnengédngen Prognosen und tatséachliche
Abstimmungsentscheide teilweise betrachtlich auseinander oder zeigten sogar jeweils
gegenteilige Mehrheiten. Auch wenn eine Meinungsumfrage immer nur eine
Momentaufnahme darstellt und damit gar keine Prognose sein kann, wird sie in den
Medien und in der 6ffentlichen Wahrnehmung als Orakel aufgefasst. Die Meinungen
darlber, ob eine Umfrage auch das Abstimmungsverhalten von Stimmburgerinnen und
Stimmblurgern beeinflussen kann, gehen auseinander. Untersuchungen zeigen, dass ein
Einfluss nur schwer zu messen ist und, dass ein solcher - wenn Uberhaupt - nur bei
sehr spezifischen Vorlagen spielen kénnte.

Einige SVP-Exponenten vertraten hier allerdings eine wesentlich dezidiertere Meinung.
Umfragen seien "meinungsbeeinflussend" (Christoph Morgeli, svp ZH) oder gar
"verwirrend" und "manipulativ" (Ulrich Giezendanner, svp, AG). Um dem einen Riegel
vorzuschieben, wurden Vorstésse lanciert, mit denen ein Verbot von Umfragen
eingefuhrt werden sollte. Allerdings wurde sowohl die parlamentarische Initiative
Morgeli (14.464) als auch die Motion Giezendanner wieder zuriickgezogen. Interessant
war bei Letzterer die abschlagige Antwort des Bundesrates. Er begriusse den
offentlichen Diskurs bezlglich politischer Meinungsumfragen, empfehle aber auf die
Selbstregulierung der Markt- und Sozialforschungsbranche zu setzen. Vertrauen in die
Stimmbevoélkerung zu haben, dass diese einen rationalen Umgang mit
Umfrageergebnissen pflege, sei besser als Verbote zu erlassen und Eingriffe in die
Medien- und Wissenschaftsfreiheit vorzunehmen. ¢

Wahlen
Eidgendssische Wahlen

Im Frihjahr wurde im Nationalrat eine Motion Alder (sp, SG) behandelt, die bei einem
Parteiwechsel eines Parlamentariers die Riickgabe des Mandats an die urspriingliche
Wahlliste forderte. Dies hatte zur Folge, dass ein Mitglied nach einem Parteiaustritt aus
dem Rat ausscheiden wurde. Seit 1995 hatten drei Mitglieder des Nationalrates die
Partei- resp. Fraktionsfarbe gewechselt. Die jingsten Beispiele Giezendanner (svp, AG)
und Borer (svp, SO) verursachten der FP durch ihren Ubertritt in die SVP zwei
Mandatsverluste. Der Bundesrat vertrat die Auffassung, die Kandidatenstimmen seien in
aller Regel wesentlich und flhrten letztlich auch im Proporzwahlsystem zum
Mandatsgewinn der Partei. Das Parlament folgte dem Antrag des Bundesrates und wies
die Motion mit 71 gegen 12 Stimmen zurick. ’

In der Presse wurde bereits im Januar versucht, einige Tendenzen des Wahljahres
vorwegzunehmen. Das rot-grine Lager gab sich sehr optimistisch. Die SP wollte sich auf
den 1995 erzielten Sitzgewinnen nicht ausruhen. lhr Ziel war es, ihre Position als
stérkste Fraktion zu halten und den Wahleranteil auf 25% zu steigern. Die Grunen
strebten laut Parteiprasident Baumann einen Rickgewinn der sechs vor vier Jahren
verlorenen Nationalratsmandate an. Die CVP setzte sich zum Ziel, im Zweikampf gegen
die SVP den Sieg davonzutragen. Die SVP gab sich zurtickhaltend. Laut Generalsekretéar
Baltisser stehe die grosse Aufgabe an, die 1995 neu dazugewonnene Basis in jenen
Kantonen, wo die SVP noch keine Tradition habe, zu halten. FDP-Generalsekretéar
Matyassy forderte einen hdheren Wahleranteil als 1995 und darlber hinaus wollte er die
SP/PdA-Fraktion im Bundeshaus Uberfligeln. Bei den kleinen Parteien wollte die LP
ihren Rickschlag von 1995 wieder wettmachen, die FP die - nach dem Ubertritt von
Giezendanner (AG) und Borer (SO) zur SVP - verbleibenden fiinf Nationalratssitze und
damit die Fraktionsstarke verteidigen. ®

Im Aargau erwies sich der burgerliche Schulterschluss erneut als erfolgsbringend. Von
den 15 kantonalen Mandaten werden im neuen Parlament nurmehr drei Sitze durch die
Linke (alle SP) vertreten. Die SVP holte sich mit einer Steigerung auf 31,8%
Wahlerstimmen und  zwei  zusatzlichen  Mandaten den  Wahlsieg.  Der
Transportunternehmer und ehemalige FP-Nationalrat Giezendanner erreichte das
beste Wahlresultat im Kanton. Mit jeweils drei Mandaten lagen die SP (18,7%), die FDP
(17,2%) und die CVP (16,3%; +1) bereits deutlich zurtick, wobei die beiden birgerlichen
Parteien im Gegensatz zu den Sozialdemokraten moderate Stimmengewinne verbuchen
konnten. Die FP verlor ihre beiden bisherigen Sitze; die Grinen und der LdU mussten
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ihren Sitz ebenfalls hergeben. Dagegen holte sich die EVP ein eigenes Mandat. °

Fur die Wahlen 2011 traten 38 Nationalrdatinnen und Nationalrate und 12
Standeratinnen und Standerate nicht mehr an. Damit gab es 2011 mehr Rucktritte als
2007; vor vier Jahren traten gesamthaft 24 Volks- und 14 Kantonsvertreterinnen und
-vertreter zuruck. In drei Kantonen mussten mindestens die Hélfte der Nationalratssitze
ersetzt werden: im Kanton Tessin (vier von acht), in Graubinden (drei von finf) und im
Kanton Schwyz (zwei von vier). Kein Sitz frei wurde in den Kantonen Wallis, Zug,
Schaffhausen, Neuenburg und Basel-Stadt. Den grossten Aderlass an bisherigen
Nationalraten hatte die FDP zu verkraften (10 Ricktritte). Von der SVP, der SP und der
CVP traten je acht Volksvertreterinnen und -vertreter nicht mehr an. Die Grinen
mussten zwei Rucktritte verteidigen und die BDP und die PdA je einen. André Daguet
(sp, BE) war zudem bereits per Ende Frihlingssession zurlickgetreten, auch um damit
dem nachrutckenden Corrado Pardini die Wahlchancen zu verbessern. Aus der kleinen
Kammer traten sechs Kantonsvertreter der FDP (Briner, SH; Buttiker, SO; Forster, SG;
Leumann, LU; Marty, Tl und Schweiger, ZG), sowie je drei von der CVP (Inderkum, UR;
Maissen, GR; Stahelin, TG) und der SVP (Bréndli, GR; Birgi TG und Reimann, AG, der mit
Nationalrat Giezendanner eine Rochade plante) zurtick. ™

Ein Novum stellte der starke Fokus auf die Stinderatswahlen dar. Wurden
Standeratswahlkampfe bis anhin eher in den Kantonen ausgefochten, versuchte die SVP
die Wahlen in die kleine Kammer zu einem nationalen Ereignis zu machen. An einer
Medienkonferenz Anfang April kindigte die Volkspartei den Kampf gegen den
»Linksrutsch der europhilen Dunkelkammer®™ an. Wenn die Wahlerschaft einen EU-
Beitritt verhindern wolle, musse sie die SVP im Stdnderat stérken. Die SVP versuchte,
auch den eigentlich vorwiegend personenbezogenen Wahlkampf um den Standerat mit
Themen zu besetzen. Sie bekraftigte ihr Vorhaben, indem sie mit dem ehemaligen
Bundesrat  Christoph  Blocher (ZH), Parteiprasident Toni  Brunner (SG),
Fraktionsprasident Caspar Baader (BL), dem ehemaligen Bundesratskandidaten Jean-
Francois Rime (FR), Nationalrat Oskar Freysinger (VS), Neo-Standerat Adrian Amstutz
(BE; im Sténderat seit Frihjahr 2011) und Nationalrat Ulrich Giezendanner (AG)
eigentliche Schwergewichte in den Standeratswahlkampf schickte. Die Medien nahmen
die Vorlage dankbar auf und schrieben fortan von einem ,Sturm aufs Stockli™. "

Im Kanton Aargau kandidierten zwei Frauen und neun Manner flir die Sitze im
Standerat. Die SVP versuchte mit einer Rochade ihren Sitz zu halten. Der Bisherige
Maximilian Reimann kandidierte neu fur die grosse und Nationalrat Ulrich Giezendanner
neu fur die kleine Kammer. Die FDP trat mit der Bisherigen Christine Egerszegi an. Von
den restlichen neun Kandidaten wurden der Nationalratin Pascale Bruderer (sp) gute
Chancen eingerdumt. Geri Muller (gp), Kurt Schmid (cvp) und der wild kandidierende
SVP-Politiker Lieni Fuglistaller, der nicht mehr fur den Nationalrat zur Wahl antreten
wollte, sich aber aufgrund parteiinterner Auseinandersetzungen schliesslich fir die
kleine Kammer zur Verflgung stellte, durften sich ebenfalls Hoffnungen machen. Als
chancenlos wurden die Kandidaturen der GLP (Peter Schumacher) und der EVP (Roland
Bialek) eingeschétzt. Pius Lischer von den Parteilosen, Samuel Schmid von der Sozial-
Liberalen Bewegung und René Bertschinger von der Familia-Partei erganzten den
Kandidatenreigen.

Die SP schaffte nach rund 60-jahriger Durststrecke mit Pascale Bruderer wieder den
Einsitz im Standerat. Der Nationalratin gelang der Wechsel in die kleine Kammer im
ersten Wahlgang. Sie schaffte mit 93'293 Stimmen als einzige das absolute Mehr von
89'905 Stimmen. Egerszegi (88'829 Stimmen) und Giezendanner (77'530 Stimmen)
verpassten diese Hiurde. Weiter abgeschlagen folgten Miller (28'829), Schmid (20'057),
Flglistaller (19'945) und Schumacher (10'122). Die restlichen Kandidierenden erreichten
weniger als 10'000 Stimmen. Trotzdem traten zwei von ihnen - Lischer und
Bertschinger - neben Egerszegi und Giezendanner fir den zweiten Wahlgang noch
einmal an. Der Ausgang des zweiten Wahlgangs entsprach den Resultaten der Kantone
mit einer ahnlichen Ausgangslage: die SVP - hier mit Giezendanner - schien keine
Wahlerinnen und Wahler ausserhalb ihrer eigenen Klientel anziehen zu kdénnen,
wahrend die Konkurrenz - hier Egerszegi - im Gegenteil auch die Wéhlerschaft Uber die
eigenen Parteigrenzen hinaus zu mobilisieren vermochte. Egerszegi erreichte denn -
bei einer weitaus geringeren Wahlbeteiligung als im ersten Umgang (39,7%) - mit 91'973
rund 3'000 Stimmen mehr als im ersten Wahlgang, wéhrend Giezendanner mehr als
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30'000 Stimmen einbusste und nur noch 57'135 Wéhlerinnen und Wahler auf seiner
Seite hatte. Damit konnte Egerszegi ihren Sitz verteidigen, indessen sich die Rochade
der SVP zwischen Reimann und Giezendanner nur fur ersteren ausbezahlte. Erstmals
wird der Kanton Aargau damit durch zwei Frauen vertreten. Dies war bisher lediglich in
den Kantonen Genf (1995-2007) und Zurich (1995-1999) der Fall gewesen.

Um die 15 Nationalratssitze im Kanton Aargau kampften 280 Personen auf 22 Listen.
Vier Bisherige waren zuriickgetreten, Doris Stump (sp), Markus Zemp (cvp), Walter Glur
(svp) sowie Lieni Flglistaller (svp), der als wilder Kandidat fur den Standerat kandidierte.
Damit wurden im Vergleich zu 2007 (18 Listen, 239 Kandidierende) sieben neue Listen
eingereicht. Neben der GLP (2 Listen) und der BDP traten auch die Piratenpartei und
die Sozial-Liberale Bewegung zum ersten Mal an. Zudem hatten sowohl die SVP als auch
die CVP erstmals zusatzlich Auslandschweizer-Listen eingereicht. 33,9% der
Kandidierenden waren Frauen (2007: 36%). Listenverbindungen eingegangen waren die
CVP und die BDP zusammen mit der Sozial-Liberalen Bewegung sowie die EVP und die
GLP zusammen mit den Grinen. Die Allianz SVP und EDU wurde auch im Aargau
geschmiedet. Die traditionellen Listenpartner SP und Grline sowie FDP und SVP hatten
sich hingegen anders als 2007 nicht gefunden.

Die grosse Verliererin der Nationalratswahlen im Kanton Aargau war die CVP, die nicht
nur ihren vor vier Jahren von der EVP eroberten dritten Sitz wieder abgeben musste,
sondern auch gleich noch einen weiteren Sitz verlor. Die 10,6% Wahlerstimmenanteil (-
2,9 Prozentpunkte) reichten nicht, um die Listenpartnerin BDP (6,1%) zu distanzieren,
die einen Sitz erben konnte. Der zweite Sitz ging an die GLP (5,7%), die von der
Listenverbindung mit den Grlnen (7,3%, -0,8 Prozentpunkte) und der EVP (3,2%, -1
Prozentpunkt) profitieren konnte. Die Griinen konnten ihren Sitz damit verteidigen, die
EVP den ihren aber nicht zurlickerobern. Die mit Abstand starkste Partei blieb die SVP,
die 34,7% Wahleranteil erzielte und trotz der Gewinne der BDP nur 1,5 Prozentpunkte
einbusste. Sie verteidigte damit ihre sechs Sitze locker. Auch die SP konnte ihre drei
Sitze verteidigen. Sie legte gar leicht um 0,1 Prozentpunkte zu und kam auf 18,%
Wahleranteil. Knapp halten konnte die FDP mit 11,5% der Stimmen ihre beiden Sitze. Die
Freisinnigen verloren, verglichen mit den Wahlen 2007, aber 2,1 Prozentpunkte. Die SD
kam noch auf 0,4% Wahleranteil (-0,3 Prozentpunkte) wéhrend die EDU unveréndert
1,2% der Aargauer Wahlerschaft auf sich vereinen konnte. Abgewéhlt wurde Esther
Egger von der CVP. Neu nahmen Bernhard Guhl (bdp) und Beat Flach (glp) Platz in Bern.
Fur die SP schafften es neu Cedric Wermuth und Yvonne Feri, welche fur die in den
Standerat gewahlte Pascale Bruderer nachrickte. Maximilian Reimann zog fur die SVP
wieder in die Grosse Kammer. Dort sass er bereit von 1987 bis 1995, bevor er 1995 bis
2011 den Aargau im Standerat vertrat. Fir die Wahlen 2011 wollte er mit Ulrich
Giezendanner die Platze tauschen, was allerdings nur fir Reimann ein positives Ende
nahm. Der Frauenanteil unter den Aargauer Abgeordneten betrug damit nur noch 26,7%
(2007: 40%). 48,5% der wahlberechtigten Aargauerinnen und Aargauer gingen an die
Urne (2007: 47,9%). ™

Vor allem die Jungparteien kritisierten den Umstand, dass einige langjahrige
Nationalrdtinnen und Nationalrdte noch einmal kandidierten. So trat etwa die SVP mit
Toni Bortoluzzi (svp, ZH), Max Binder (svp, ZH), Roland F. Borer (svp, SO), Ulrich
Giezendanner (svp, AG) und Luzi Stamm (svp, AG) mit finf Kandidierenden an, die seit
20 Jahren in der grossen Kammer sitzen. Auch der wieder kandidierende Christoph
Blocher sass schon 24 Jahre im Nationalrat und der 80-Jéhrige Jacques Neirynck (cvp,
VD), der von 1999 bis 2003 und von 2007 bis 2011 in der grossen Kammer sass,
kandidierte ebenfalls noch einmal. Die Anklindigungen von Anita Thanei (sp, ZH) und
Andreas Gross (sp, ZH), flr eine sechste Legislatur zu kandidieren fuhrten innerhalb der
Zircher Kantonalpartei zu einem neuen Verfahren: ab zwdlf Amtsjahren muss zwei
Drittel der Delegiertenstimmen hinter sich vereinen, wer erneut fur den Nationalrat
kandidieren will. Dieser Regel fiel Thanei, nicht aber Gross zum Opfer. Die Tessiner FDP
kennt eine parteiinterne Amtszeitbeschrankung von 12 Jahren, was fir den
Parteiprasidenten Fulvio Pelli den Rucktritt bedeutet hatte. Die Partei entschied
allerdings, dass Pelli als Parteiprasident der FDP Schweiz erneut fir die Kandidatur
zugelassen werden sollte. ™
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Landesverteidigung

Ausriistung und Beschaffung

Nachdem das erste ordentliche Ristungsprogramm 2015 in den Raten in der Sommer-,
respektive der Herbstsession bereits genehmigt worden war, legte der Bundesrat Mitte
August ein weiteres Riistungsprogramm "plus" vor. In der Botschaft Uber die
zusatzliche Beschaffung von Ristungsmaterial 2015 wurden Guter im Umfang von
weiteren CHF 874 Mio. beantragt. Dabei wurden dem Parlament vier Gesuche
unterbreitet: eine teilweise Erneuerung der Telekommunikationsmittel der Armee (CHF
118 Mio.), eine Ergadnzung der Munitionsbestédnde fir Pistolen und Sturmgewehre (CHF
100 Mio.), die Nutzungsverlangerung eines Fliegerabwehrsystems (CHF 98 Mio.) im
Rahmen des Projekts "Bodengestltzte Luftverteidigung 2020" (BODLUV 2020) sowie,
als Léwenanteil von CHF 558 Mio., die Werterhaltung der veralteten Duro-Fahrzeuge.

In der Eintretensdebatte im Nationalrat eréffnete der Berichterstatter der SiK-NR, Beat
Flach (glp, AG), die Diskussion mit einer Globalsicht auf die Weiterentwicklung der
Armee, die eine Vollausristung zum Ziel habe und inzwischen vom Parlament weit
vorangetrieben worden sei. Deshalb seien auch die vorgelegten Investitionen berechtigt
und noétig. Die ersten drei Positionen waren in der SiK denn auch nicht bestritten, wohl
aber die vierte, die Aufwertung der seit 1993 beschafften Duro-Lastwagen und zwar
insbesondere wegen der hohen Investition von Gber CHF 200'000 pro Stick. Letztlich
konnte sich die Kommission aber doch durchringen, dem Gesamtpaket gute Argumente
fur die Beratungen mitzugeben und Eintreten mit 18 zu 7 Stimmen zu beschliessen.
Erstmals dusserte sich auch die FK zu einem Rlstungsgeschaft, deren Referent Mdller
(cvp, LU) aus finanzieller Sicht ebenfalls griines Licht gab, es sich jedoch nicht nehmen
liess, ebenfalls Bedenken zum Duro-Werterhalt zu dussern. Da aber mit dem vom
Bundesrat vorgeschlagenen Vorgehen eine langere Nutzungsdauer erzielt werden
kénne, als mit neu zu beschaffenden Fahrzeugen, kam auch die FK zum Schluss, dass
die Investition berechtigt sei. Seinem Votum war im Wesentlichen auch zu entnehmen,
dass durch frei gewordene Kapitalreserven gentgend Mittel flr dieses zusatzliche
Rustungsprogramm vorhanden waren.

Im Anschluss an die Kommissionspositionen wurden die Argumente der Fraktionen
vorgebracht. Thomas Hurter (svp, SH) legte die Einstellung der SVP dar, die mit einer
knappen Mehrheit fir das Geschaft einstand. Innerhalb der sonst armeefreundlichen
Partei gab es aber auch eine stattliche Gegnerschaft um den Aargauer Ulrich
Giezendanner (svp, AG), der mit 22 Mitstreitern gegen die Duro-Revision einstand.
Wenig Uberraschend wehte Gegenwind vor allem von links. Die Ablehnung von
Giezendanner und Parteikollegen war denn ein von den Grinen und der SP gerne
angenommener Steilpass, so dass von Beginn weg der Erfolg des bundesratlichen
Antrags nicht sicher war. Eintreten wurde schliesslich mit 136 zu 50 Stimmen
beschlossen.

In der Detailberatung standen dem Antrag der Regierung zwei Klrzungsantrage aus den
Reihen der SiK gegenuber, wovon einer der Mehrheitsantrag war. Ein weiterer
Minderheitsantrag Il (Blchler) lautete auf Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates.
Die FK stellte sich ebenfalls hinter den Antrag des Bundesrates. Die
Kommissionsmehrheit wollte das Volumen zur Werterhaltung der Duro-Lastwagen um
CHF 100 Mio. kurzen, jedoch ohne zu prazisieren, in welchem Bereich eingespart
werden soll. Die Minderheit | (Fridez) (sp, JU) wollte den Einsatz von CHF 98 Mio. zur
Beschaffung von Ersatzkomponenten der mobilen Kommunikation streichen und diese
Position bei CHF 20 Mio. belassen. Die im RP 15plus skizzierte Beschaffung von neuen
Kommunikationssystemen soll schrittweise bis 2027 erfolgen, wobei flur eine
Planungsphase eben diese ubrig bleibenden CHF 20. Mio. veranschlagt worden sind. Die
zu kirzenden CHF 98 Mio. seien fur erste Anschaffungen vorgesehen - Kaufe, die
gemass der Meinung der Kommissionsminderheit | auch zu einem spéateren Zeitpunkt
budgetiert werden kénnen.

Die Wortmeldungen glichen sich in der Debatte und hauptsachlich wurde das "Fitness-
Programm", wie es Nationalrat Muller (fdp, SG) nannte, fir den Duro besprochen.
Mehrere Votanten hielten die rund CHF 250'000 pro Duro-Umbau flr zu hoch
angesetzt. Auf der anderen Seite war man sich einig, dass eine Fahrzeug-
Neubeschaffung kaum maoglich sei, weil der Duro seinerzeit als quasi massgefertigtes
Produkt an die Schweizer Armee geliefert wurde. Die Nutzungsverlangerung des
Fliegerabwehrsystems kam in der Detailberatung nicht zur Sprache. In den
Gesamtabstimmungen obsiegte die Kommissionsminderheit Il mit 98 zu 90 Stimmen
knapp, die Kommissionsminderheit | unterlag mit 52 gegen 140 Stimmen deutlich. Damit
wurde das Geschaft im Sinne der Regierung an den Standerat Uberwiesen. Mit 149 zu 43
Stimmen wurde Uberdies die Ausgabenbremse geldst.
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Wirtschaft

Wirtschaftspolitik
Wirtschaftsordnung

Eine Motion Giezendanner (svp, AG) forderte 2015 die Befreiung der Unternehmen vom
Statistikaufwand und wollte Betriebe mit weniger als 50 Mitarbeitenden von den
entsprechenden durch das Bundesamt fiir Statistik (BFS) erteilten Aufgaben befreit
sehen. Eine ansonsten gleichlautende Motion Schibli (svp, ZH) forderte Uberdies eine
Prifung der Entlastungsmoglichkeiten von grosseren Unternehmen im Bereich der
Statistik. Der Bundesrat gab in seiner Antwort zu bedenken, dass mit dem geforderten
Mindestkriterium von 50 Beschéftigten 98 Prozent der Unternehmen und 44 Prozent
der Beschéftigten nicht mehr statistisch erfasst wirden und damit diese Informationen
auch nicht mehr in die politischen Entscheidungsprozesse einfliessen kénnten. Der
Nationalrat stimmte den Vorstdssen, die in der Herbstsession 2015 im Rahmen einer
dringlichen Interpellation zur Frankenstérke behandelt wurden, bei jeweils einer
Enthaltung deutlich mit 119 zu 66 Stimmen bzw. 118 zu 67 Stimmen zu. SVP, FDP, CVP
und BDP votierten fur, SP, GLP und die Griunen gegen die Motionen. Anders fiel das
Resultat im Stdnderat aus. Die kleine Kammer folgte im Marz 2016 bei zwei Enthaltungen
mit 30 zu 11 Stimmen der vorberatendenen Kommission flr Wissenschaft, Bildung und
Kultur (WBK-SR), die die beiden Geschéafte bei einer Enthaltung einstimmig zur
Ablehnung empfohlen hatte. In der Debatte brachte Stédnderat Fohn (svp, SZ) sein
Erstaunen darlber zum Ausdruck, dass die beiden Motionen nicht von der Kommission
fur Wirtschaft und Abgaben (WAK-SR) behandelt worden waren. Die wirtschaftlichen
Aspekte der Vorlagen seien so in der Vorberatung zu wenig stark bertcksichtigt worden,
monierte der Schwyzer Standesvertreter. '

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation
Verkehr und Kommunikation

Kurz nach der Abstimmung zur "Milchkuh-Initiative", die wie ein Damokles-Schwert
Uber dem Nationalstrassen- und Agglomerationsverkehrs-Fonds (NAF) gehangen hatte
und Uberraschend deutlich abgelehnt worden war, nahm der Nationalrat als Zweitrat
die Debatte Uber den NAF auf. Die KVF-NR beantragte dem Rat Eintreten auf die
Entwlrfe 1, 3 und 4, aber Nichteintreten auf den Entwurf 2, dem Bundesgesetz zum
NAF. Der Nichteintretensantrag folgte automatisch aus der Ablehnung in der
Kommissionsabstimmung: Kommissionsmitglieder von rechts lehnten den Entwurf
wegen der enthaltenen Erhéhung des Mineraldlsteuerzuschlags ab  und
Kommissionsmitglieder von links stimmten wegen den zu hohen Kosten fir die
Bundeskasse gegen den Entwurf. Eine Minderheit Burkart (fdp, AG) verlangte Eintreten
auf Entwurf 2 und eine Minderheit Rytz (gp, BE) wollte die Vorlagen 1 bis 4 mit dem
Auftrag, vor der Beratung des NAF eine Gesamtschau der Verkehrsentwicklung bis 2040
unter Bertcksichtigung aller Verkehrstrager und -mittel vorzulegen, an den Bundesrat
zurtuckweisen. Der Antrag Burkart wurde einstimmig angenommen, der Antrag Rytz mit
141 gegen 51 Stimmen (1 Enthaltung) abgelehnt. In der folgenden Debatte zum
Bundesbeschluss Uber die Schaffung des NAF wurden Antrége aus allen Richtungen
abgelehnt: Erfolglos verlangte Jirg Grossen (glp, BE) mit seinen Antrédgen zur
Besteuerung von Elektrofahrzeugen, dass die Abgabe sich an der Leistung orientiere
und dass eine bestimmte Marktdurchdringung durch die E-Mobilitat gegeben sein
musse, bevor die Abgabe in Kraft trete. Die Antrége von Evi Allemann (sp, BE), welche
die Schonung der Bundeskasse beabsichtigten, wurden ebenso abgelehnt wie die
Antrédge von Ulrich Giezendanner (svp, AG) oder Walter Wobmann (svp, SO). Die
Annahme der Mehrheitsantréage fihrte dazu, dass in der umstrittenen Frage der
Erhéhung des Mineraldlsteuerzuschlags die Erhdhung um 4 Rappen gemass Standerat
angenommen wurde, bei der Zweckbindung der Mineraldlsteuerertrage aber eine
Differenz zum Sténderat geschaffen wurde: Hatte dieser eine Zweckbindung von
"maximal" 60% nach zwei Jahren beschlossen, so entschied der Nationalrat fur "fix"
60% sofort bei Inkrafttreten. Weiter beschloss die grosse Kammer, dass der
Strassenfonds bei grosseren Sparprogrammen des Bundes nicht angetastet wird. Der
Rat verwehrte dem Bundesrat zudem die Kompetenz zur Anpassung der Benzinsteuer
an die Teuerung. Dem Entwurf 1 wurde schliesslich mit 132 zu 62 Stimmen zugestimmt
und die weiteren Entwirfe wurden ebenfalls deutlich angenommen. Aussergewdhnlich

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.89 - 01.01.19

10



VOLKSINITIATIVE
DATUM: 03.06.2015
NIKLAUS BIERI

BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 08.03.2017
NIKLAUS BIERI

war das Abstimmungsresultat zum Netzbeschluss (Entwurf 3): 150 Ja-Stimmen standen
43 Enthaltungen aus den Reihen von SP und Grlinen gegenuber.

Im Rahmen der Debatte zum NAF wurden zwei weitere Geschéafte behandelt: Zum Einen
die Motion der KVF-SR 16.3009, welche vom Bundesrat bis Ende 2017 eine Vorlage zur
EinfUhrung einer E-Vignette verlangt, zum Anderen eine Motion der KVF-NR 16.3349,
welche ein Reporting Uber die Kosten fur Betrieb und Unterhalt der Netzbeschluss-
Strecken verlangt. Die Motion zur E-Vignette war schon im Marz im Sténderat
angenommen worden und fand auch im Nationalrat eine Mehrheit, obschon
Beflrchtungen um eine Verletzung der Privatsphére gedussert wurden. Die Motion zum
Reporting Uber die Kosten der Netzbeschluss-Strecken war im Zusammenhang mit dem
NAF insofern wichtig, als zwischen den Kantonen und dem ASTRA Uneinigkeit Uber die
Kosten bestand und diese Kosten, sollte der Netzbeschluss im NAF integriert sein, auch
im Rahmen des NAF gedeckt werden sollten. Das ASTRA sah Kosten in der Héhe von
CHF 105 Mio. auf die Bundeskasse zu kommen, die Kantone gingen jedoch von Kosten
von nur CHF 35 Mio. aus. Mit dem Reporting sollten die effektiven Kosten bestimmt
werden. Im Nationalrat wurde die Motion angenommen. "

Verkehrspolitik

In der Sommersession 2015 nahm der Nationalrat die Beratung zur Volksinitiative . Fiir
eine faire Verkehrsfinanzierung™ (Milchkuh-Initiative) auf. Wie schon in der kleinen
Kammer gab es auch in der Volkskammer einen Rickweisungsantrag, der die Beratung
der Initiative mit der Behandlung des NAF verknupfen wollte. Der Rickweisungsantrag
war von Nationalrat Francais (fdp, VD) eingereicht und von rund einem Dutzend
Mitgliedern der SVP-Fraktion mitunterzeichnet worden - auch von Mitgliedern des
Initiativkomitees. Martin Candinas (cvp, GR) legte fur die Kommissionsmehrheit dar,
weshalb eine gemeinsame Behandlung von Volksinitiative und NAF nicht winschenswert
sei. Er warf dabei dem Initiativkomitee fehlende Kompromissbereitschaft vor, was von
den Nationalrdten und Mitgliedern des Initiativkomitees Rime (svp, FR), Binder (svp, ZH)
und Amstutz (svp, BE) bestritten wurde. Als Roger Nordmann (sp, VD) flr die
Kommission sprach und der Initiative einen extremistischen Charakter bescheinigte,
emporte sich die SVP-Fraktion. Ulrich Giezendanner (svp, AG), ebenfalls ein Mitglied des
Initiativkomitees, forderte eine Entschuldigung flr diese "Riesenfrechheit" - was
Nordmann jedoch ausschlug. Der Rickweisungsantrag der Minderheit Francais wurde
ausserst knapp mit 93 zu 91 Stimmen bei 2 Enthaltungen abgelehnt. Fur die
Ruckweisung stimmten die geschlossenen Fraktionen von SVP und FDP mit einzelnen
Stimmen aus der CVP und der BDP. Die Fraktionen von SP, Grinen und GLP stimmten
geschlossen dagegen. In der weiteren Debatte in der grossen Kammer argumentierten
die Gegnerinnen der Vorlage mit den CHF 1.5 Mia., welche der Bundeskasse wegen der
Initiative entgehen wirden und mit den deswegen notwendigen Sparmassnahmen. Die
Beflrworterseite stellte hingegen die Vernachlassigung der Strasseninfrastruktur und
die hohe Belastung durch Abgaben im Strassenverkehr in den Vordergrund. Der
Minderheitsantrag Wobmann (svp, SO), der die Initiative zur Annahme empfehlen wollte,
unterlag dem Mehrheitsantrag der Kommission schliesslich mit 97 zu 65 Stimmen bei 11
Enthaltungen. Fur die Minderheit stimmte die geschlossene SVP-Fraktion und ein gutes
Drittel der FDP-Fraktion. Die Hélfte der Mitglieder der FDP-Fraktion enthielt sich der
Stimme oder entzog sich der Abstimmung. Wahrend die Fraktionen von SP, Grinen und
GLP geschlossen fur den Mehrheitsantrag stimmten, taten dies die Fraktionen von CVP
und BDP grossmehrheitlich.

Im November 2016 richtete der Bundesrat seine Botschaft zum Regionalen
Personenverkehr 2018-2021 und den zugehorigen Verpflichtungskredit an das
Parlament. Zum Einen sollte mit einer Anderung des Personenbeférderungsgesetzes
(PBG) der Zahlungsrahmen als Instrument der Abgeltung von Leistungen des regionalen
Personenverkehrs durch den Verpflichtungskredit ersetzt werden. Zum Anderen sollte
mit einem Bundesbeschluss ein Verpflichtungskredit von CHF 3'959,6 Mio. fur die
Abgeltung von Leistungen des regionalen Personenverkehrs in den Jahren 2018 bis 2021
bewilligt werden.

Als Erstrat nahm der Standerat die Beratung des Geschafts am 8. Marz 2017 auf. Die
Kommissionsmehrheit der KVF-SR empfahl dem Rat, auf das Geschéft einzutreten, die
Anderung des PBG anzunehmen und den Verpflichtungskredit um CHF 144 Mio. zu
erhéhen. Bundesratin  Leuthard rief mit ungewohnt starken Worten zur
finanzpolitischen Vernunft auf und kritisierte, dass diverse Unterstitzerinnen und
Unterstitzer der Kommissionsmehrheit im Rat ihre Interessenbindungen nicht
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offengelegt hatten. Eine Minderheit Wicki (fdp, NW) wollte dem Verpflichtungskredit
gemass Bundesrat zustimmen. Die kleine Kammer trat ohne Gegenantrag auf die
Vorlage ein und stimmte der Anderung des PBG einstimmig zu. Mit 26 zu 17 Stimmen
(keine Enthaltungen) folgte der Rat der Kommissionsmehrheit, erhéhte den
Verpflichtungskredit und strich einen Artikel, der eine gestaffelte Freigabe der Mittel
des Kredits vorsah.

Der Nationalrat nahm die Debatte am 3. Mai 2017 auf. Die Mehrheit der KVF-NR
empfahl, auf die Vorlage einzutreten, der Anderung des Personenbeférderungsgesetzes
zuzustimmen und beim Verpflichtungskredit dem Beschluss des Standerates zu folgen.
Eine Minderheit Giezendanner (svp, AG) verlangte Nichteintreten und eine Minderheit
Blhler wollte bezlglich der Héhe des Verpflichtungskredits dem Bundesrat folgen. Die
Finanzkommission  dusserte  sich  ebenfalls zu diesem  Geschéaft: Eine
Kommissionsmehrheit empfahl, bezlglich des Verpflichtungskredits dem Bundesrat zu
folgen, eine Minderheit Hadorn (sp, SO) wollte hingegen dem Sténderat folgen. Mit 133
zu 44 Stimmen bei 7 Enthaltungen trat der Nationalrat auf die Vorlage ein. Die
Gesetzesanderung wurde mit 141 zu 40 Stimmen bei 9 Enthaltungen angenommen,
wobei samtliche Gegenstimmen und Enthaltungen aus der SVP-Fraktion stammten, die
in dieser Sache ungewdhnlich gespalten auftrat. Der vom Standerat aufgenommenen
Erhdhung des Verpflichtungskredits stimmte der Nationalrat mit 98 zu 92 Stimmen bei
einer Enthaltung zu, ebenso bestatigte die grosse Kammer die Streichung des Artikels
zur gestaffelten Auszahlung der Gelder mit 116 zu 76 Stimmen (keine Enthaltungen). In
der Gesamtabstimmung stimmte der Nationalrat mit 136 zu 51 Stimmen bei 5
Enthaltungen der standeratlichen Fassung zu. Am 16. Juni 2017 nahm der Nationalrat die
Vorlage in der Schlussabstimmung mit 149 zu 45 Stimmen bei 2 Enthaltungen an, wobei
erneut alle Gegenstimmen und Enthaltungen aus den Reihen der SVP stammten. Der
Sténderat stimmte in der Schlussabstimmung am selben Tag mit 43 zu 1 Stimme (keine
Enthaltungen) zu.

Strassenverkehr

Le conseiller national Giezendanner (udc, AG) a lancé en juin une initiative
parlementaire, cosignée de 96 députés, qui a fait couler beaucoup d’encre dans la
presse nationale. L'initiative réclame I'ouverture d’'un deuxiéme tube autoroutier au
Gothard afin d’améliorer la sécurité. Quant a l'initiative populaire fédérale «pour une
deuxieme galerie au tunnel autoroutier du Saint-Gothard», lancée par le Parti de la
liberté, son délai imparti pour la récolte de signatures a expiré en juillet. %

L'initiative parlementaire d'Ulrich Giezendanner (udc, AG) pour entreprendre la
planification des travaux d'une deuxiéme galerie autoroutiére au Saint Gothard a
recueilli le soutien du Conseil National (93 voix contre 86 et 3 abstentions). Dans le
camp des oui se trouvaient les UDC, PRD et PL, et dans le camp des non les PS, les
Verts, les évangéliques et apparentés et la majorité des PDC (16/12). Le vote du National
allait a I'encontre de celui de sa Commission des transports, qui avait par 13 voix contre
12 proposé de ne pas donner suite a l'initiative. Elle I'avait repoussé car elle considérait
que celle-ci allait & I'encontre de la politique des transports qui visait a renforcer le
transfert des marchandises de la route sur le rail.

Linitiative "Avanti — pour des autoroutes shres et performantes" a abouti en janvier
avec 105'024 signatures valables. En attendant le contre-projet que le Conseil fédéral
avait promis, le PRD et le PDC ont présenté un catalogue de mesures globales pour
régler les problemes de circulation en Suisse. Ces rapports avaient une portée générale;
ils devaient a la fois répondre a l'initiative Avanti et a l'initiative parlementaire
Giezendanner (udc, AG) (99.421). Ces deux initiatives avaient comme point commun le
percement d’un deuxieme tunnel routier au Gothard. Le document stratégique du PRD,
formulé en contre-projet d’Avanti, reprenait ses aspects majeurs, avec une exception
pour ce qui concernait I’Al entre Berne et Zurich; il proposait de limiter I'élargissement
a six voies aux goulets entre Haerkingen (SO) et Wiggertal, ainsi qu’au contournement de
Zurich. A l'instar du PRD et de I"'UDC, le PDC a aussi manifesté, via son rapport, son
soutien au percement d'un deuxieme tunnel du Gothard. Sa position était toutefois
plus tranchée que celle du PRD, car ses priorités allaient a la construction des NLFA et
le transfert de la route vers le rail. %
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Pour préparer son contre-projet, le Conseil fédéral s’est basé sur un document qui
analysait I"évolution de la charge de trafic sur I'ensemble du réseau routier d’ici @ 2020.
Pour lui, les flux autour des agglomérations, ainsi que sur quelques troncons
d’autoroute, poseront probléme a I'avenir. Une ébauche du contre projet a été rendue
public en ao(t, la version définitive est attendue pour le printemps 2002. Elle prévoit
d’aménager les troncons autoroutiers les plus encombrés et de désengorger les axes
autour des grandes agglomérations. Le Gothard ne figure pas parmi les routes
surchargées. D'apres I'étude, c’est essentiellement le trafic Nord-Sud des vacanciers
qui cause une cinquantaine de jours de congestion par an. Par conséquent, le
percement d'un deuxiéme tunnel ne se justifiait pas pour le Conseil fédéral. Son
contre-projet ambitionnait avant tout de cordonner le développement de la route et du
rail en respectant la politique suisse des transports modal du premier vers le second.
Toujours pour faire face a l'initiative, le Conseil fédéral proposait qu'un second article
constitutionnel soit inséré dans le projet de la nouvelle péréquation financiére avec les
cantons, donnant a la Confédération une responsabilité en matiere de trafic
d’agglomération. Sans attendre la portée de cette proposition, le Conseil fédéral a pris
deux mesures a court terme. Le crédit alloué aux entreprises de transport régional et
local passera de CHF 130 a 170 millions dés 2002, afin de leur permettre de faire face
aux investissements les plus importants. Les projets des transports publics en
agglomération seront, d’autre part, pris en compte dans la deuxieme étape de Rail
2000, ainsi que dans la convention sur les prestations 2003-2006 conclue avec les CFF.
Il est a noter que sur la question du percement du Gothard, I'étude de I'Office fédéral
des routes (OFROU), commandée par la sous-commission des transports du Conseil
national pour I'application de I'initiative Giezendanner (99.421), aboutissait & un résultat
totalement opposé de la simulation prise en compte par le Conseil fédéral. Les mesures
préonées par la sous-commission |’étaient par conséquent aussi. Afin de pouvoir lancer
une consultation et rédiger un message pour le Conseil national, la sous-commission a
décidé de ne pas intégrer I'initiative parlementaire dans le débat a venir sur I'initiative
Avanti. Elle préférait distinguer les deux textes afin que le peuple puisse en priorité se
prononcer sur le principe de la construction d’un deuxieme tunnel routier au Gothard
(initiative Giezendanner). Bien qu’il n"ait pas & intervenir a ce stade de la procédure,
Moritz Leuenberger a approuvé le choix de la sous-commission.

Seul le PS a manifesté son soutien a I'encontre du Conseil fédéral face a l'initiative
Avanti. L'UDC souhaitait clairement le deuxieme tunnel routier sous le Gothard et
appuyait l'initiative. Le PRD était également favorable au Gothard bis, mais refusait
I'idée d'un vote séparé proposé par la sous-commission du Conseil national. Quant au
PDC, il demandait au Conseil fédéral d’examiner la compatibilité entre le second tube
routier et I'article sur la protection des Alpes. %

Bien que l'initiative Avanti demandait aussi le percement d'un deuxieme tunnel au
Gothard, la sous-commission des transports du Conseil national, en charge de
concrétiser l'initiative Giezendanner (udc, AG), a décidé de poursuivre ses travaux
indépendamment d’elle. Sa tache était de modifier le texte de I'Initiative des Alpes, qui
interdit tout développement des routes en transit depuis 1994. Ayant pris
connaissance, mais ne se satisfaisant pas des résultats de I"étude analysant I’"évolution
de la charge du trafic sur I'ensemble du réseau routier d’ici 2020, la sous-commission a
demandé a I'OFROU de réaliser des simulations supplémentaires sur base de variables
de départ différentes. Les nouveaux résultats invitaient a considérer qu'un deuxieme
tunnel ne serait pas superflu. A la lumiére de ces conclusions et des contours du
contre-projet a Avanti, elle a tenu a éclaircir la situation et a rappeler la distinction
entre les deux objets. A la fin du mois d’octobre, la commission des transports du
Conseil national est entrée en matiere par 14 voix contre 10 sur linitiative
Giezendanner. La minorité rose-verte s’est opposée en vain a ce développement du
tissu routier au coeur des Alpes. Aux yeux de la majorité bourgeoise, I'infrastructure ne
pourra pas assumer les augmentations de trafic a venir. Par conséquent, la circulation
séparée en deux tunnels serait @ méme de minimiser les risques d’accidents. Pour la
gauche, en revanche, un deuxiéme tunnel augmenterait la circulation et I'insécurité sur
tout le réseau routier. La commission n’a toutefois pas mis un point final & I"élaboration
du projet de loi, car elle voulait disposer d’informations supplémentaires. La sous-
commission a donc été priée de retravailler son rapport, notamment pour y amener des
précisions sur les éléments concernant la sécurité. 2
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Dans le cadre de l'initiative parlementaire Giezendanner (udc, AG), la CTT-CN a
approuvé la proposition de sa sous-commission d'ouvrir une procédure de
consultation sur le doublement du tunnel routier du Gothard. Lors de la présentation
de son contre-projet a Avanti, la CTT-CN a dévoilé les résultats. Quatre cantons
(Appenzell Rhodes Intérieures, Bale-Campagne, Obwald, Tessin), le PL, le PRD, I'UDC,
Economiesuisse et le lobby de la route (TCS, FRS, ASTAG) se sont déclarés favorables a
une planification immédiate d'un deuxieme tube, puis une construction en
coordination avec celle du réseau autoroutier suisse. Treize cantons (Bale-Ville, Berne,
Grisons, Jura, Lucerne, Neuchéatel, Nidwald, Schaffhouse, Schwyz, Soleure, Uri, Vaud,
Zoug, Zurich) se sont opposés au doublement. Le PCS, le PS, I'UDF et les Verts, ainsi
qu'une pléiade d'organisation environnementales (ATE, WWF) et I'Initiative des Alpes,
ont également manifesté leur opposition. Argovie, Appenzell Rhodes Extérieures,
Fribourg, Geneve, Glaris, Uri, Valais et le PDC étaient d'accord avec un début immédiat
de la planification, mais sous conditions. Il est & noter qu'Uri s'est déclaré défavorable a
une dérogation de I'article constitutionnel sur la protection des Alpes sous couvert
d'une modification constitutionnelle. St Gall et Thurgovie ont renoncé a donner un avis.
Les résultats de cette consultation n'ont toutefois pas été utilisés, car le traitement par
la commission de l'initiative Giezendanner a été gelé. L'initiative Avanti avait la priorité
des membre de la commission, alors que Moritz Leuenberger souhaitait que le
parlement les traite ensemble. (Pour le procés de la discussion d'un second tube pour
le tunnel autoroutier du Gothard afin de réfaire celui-ci, voir ici (2008) et ici (2016).)

Diskussionslos Uberwies das Parlament eine Motion Giezendanner (svp, AG), welche
Treibstofftransporte des Bundes an privatwirtschaftliche Betriebe mit der LSVA
belasten will. 2

Der Bundesrat prasentierte seine Botschaft zu einer Anderung des
Schwerverkehrsabgabegesetzes, welche administrative Ablaufe effizienter gestalten
will und Massnahmen gegen sdumige Zahler vorsieht. Giezendanner (svp, AG) zog seine
Motion betreffend Anderung der LSVA-Verordnung (Erhebung der LSVA aufgrund der
Stammnummer in Kombination mit dem Kontrollschild) (04.3715) zurick, da sein
Anliegen erfullt war. %

Der Bundesrat lehnte eine parlamentarische Initiative Giezendanner (svp, AG) ab,
welche die Wiederzulassung von 6ffentlichen Rundstreckenrennen (und damit auch
Formel-1-Autorennen) verlangt. Angesichts der kleinrdumigen Verhaltnisse und der
wirtschaftlichen Voraussetzungen sei der Bau einer modernen, fur Formel-1-Rennen
geeigneten Rundstrecke in der Schweiz kaum realisierbar. Dagegen sprachen auch
Umweltschutz- und Verkehrssicherheitsiberlegungen. Die Mehrheit der KVF-NR hatte
sich fur das Begehren ausgesprochen. %

Der Standerat Uberwies eine im Vorjahr von der grossen Kammer gebilligte Motion
Giezendanner (svp, AG), welche zur Beférderung gefahrlicher Giiter auf der Strasse
neben dem Eidgendssischen Gefahrengutinspektorat auch private Unternehmen zur
Prifung von diesbezlglichen Behéltern zulassen will. Der Nationalrat stimmte einer in
die gleiche Richtung zielenden Motion Theiler (fdp, LU) (06.3470) zu. Abgeschrieben
wurden zudem die Motionen Borer (svp, SO) (04.3190), Aufhebung des Reklameverbots,
und Amstutz (svp, BE) (04.3463), 6ffentliches Raserregister. %

Le Conseil national a adopté tacitement une motion Giezendanner (udc, AG) chargeant
le Conseil fédéral d'adapter les directives et prescriptions régissant les projets de
construction de routes afin de diminuer considérablement la durée des chantiers et,
par la méme, d’en atténuer les conséquences négatives pour le trafic et I'économie. Le
gouvernement a accueilli favorablement la motion, tout en rappelant que la durée des
travaux ne constitue qu’un critére parmi les plus importants (qualité des travaux,
sécurité, colts, nuisances pour les riverains, etc.). *°
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NIKLAUS BIERI

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE

DATUM: 03.05.2017
NIKLAUS BIERI

A la suite du Conseil national I'année précédente, le Conseil des Etats a adopté, par 26
voix contre 11, la motion Giezendanner (udc, AG) visant a réduire la durée des chantiers
et 4 garantir un traitement équitable des petites et moyennes entreprises (PME) dans la
procédure d’adjudication pour les projets de constructions routieres. Ce faisant, les
sénateurs ont désavoué leur CTT, qui recommandait le rejet du texte, au motif que
I"'OFROU avait déja pris les mesures nécessaires et que la durée des chantiers ne
constitue qu’un critére d’adjudication parmi d’autres tout aussi importants. Le débat a
essentiellement porté sur le second objectif de la motion et une majorité a plaidé pour
une réforme des conditions d’adjudication des marchés publics, jugées par trop
défavorables au PME. *!

Sur préavis favorable du Conseil fédéral, la chambre basse a adopté, par 97 voix contre
53, une motion Giezendanner (udc, AG) chargeant le gouvernement d’entreprendre
immédiatement la planification de la réalisation des projets non contestés du
programme d’élimination des goulets d’étranglement. *

Im Vorjahr hatte die Bundesversammlung den Bundesbeschluss zur Beseitigung der
dréngendsten  Engpédsse im  Nationalstrassennetz ~ (Nordumfahrung  Zurich,
Ausbaumassnahmen im Raum Crissier) angenommen und die nétigen finanziellen Mittel
freigegeben. Dennoch beschéaftigten sich die Rate weiterhin mit den
Kapazitatsengpassen auf dem Nationalstrassennetz. In der Frihjahrssession wies der
Stéanderat eine  Motion  Giezendanner (svp, AG) Engpassbeseitigung im
Nationalstrassennetz als Zweitrat ab. Da sich die Motion aus Verfahrensgriinden nicht
abschreiben liess, weil sie vom Nationalrat erst im Vorjahr angenommen worden war,
hatte die Kommission die Ablehnung empfohlen. **

Ein Postulat Giezendanner (svp, AG) forderte eine Nutzlastkompensation fiir
Elektronutzfahrzeuge. Der Bundesrat wurde aufgefordert, das Strassenverkehrsgesetz
so anzupassen, dass das zulassige Gesamtgewicht von Elektro-Lastwagen maximal 10%
hoher sei als bisher. Strombetriebene Lastwagen seien konstruktionsbedingt schwerer
und die Einfihrung von Elektro-Lastwagen werde durch die bisherige Gewichtslimite
erschwert. Der Bundesrat empfahl die Annahme und der Nationalrat Uberwies das
Postulat im Dezember 2016 diskussionslos. *

Weil Fahrzeuge mit Anhéngern oder Wohnwagen auf Schweizer Autobahnen héchstens
mit 80 km/h fahren dirfen, wirden sie selbst von Lastwagen Uberholt, was zu
geféhrlichen Situationen flihren wirde, so Nationalrat Burkart (fdp, AG), der mit einer
Motion vom Mérz 2017 die Erh6hung der Héchstgeschwindigkeit fiir Motorwagen mit
Anhéanger auf den Nationalstrassen forderte. Eine Erhdhung der Hochstgeschwindigkeit
von 80 auf 100 Stundenkilometer fir Motorwagen mit Anhénger sei auf den gut
ausgebauten Schweizer Autobahnen unter Einhaltung spezifischer fahrzeugtechnischer
Anforderungen problemlos moglich. Diese Ansicht teilte auch der Bundesrat, der
empfahl, die Motion anzunehmen. Der Nationalrat kam diesem Antrag in der
Sommersession 2017 diskussionslos nach. %

Mit einer parlamentarischen Initiative wollte Nationalrat Giezendanner (svp, AG) analog
zur Fabi-Vorlage die Schaffung eines Fasi, eines Fonds zur Finanzierung und zum
Ausbau der Strasseninfrastruktur, erreichen. Als er die Initiative 2012 eingereicht hatte,
forderte Giezendanner, der Fasi sei im Gleichschritt mit Fabi zu schaffen. Die UREK-NR
gab der Initiative im Marz 2013 Folge, da die Notwendigkeit einer Neuerung in der
Strassenverkehrsfinanzierung unbestritten war. Wahrend Fabi im Februar 2014 vom
Volk angenommen wurde, blieb Giezendanners Vorstoss flr ein Fasi liegen, weil auf die
bundesratliche Botschaft zur Strassenverkehrsfinanzierung gewartet wurde. Im Februar
2015 legte der Bundesrat seine Botschaft zum NAF vor und zog damit die Leitlinien zur
Strassenverkehrsfinanzierung, weshalb die UREK-SR die parlamentarische Initiative
Giezendanner im Mai 2015 ablehnte. Erst im Mai 2017 wurde die Initiative im Nationalrat
behandelt. Drei Monate nach dem Volks-Ja zum NAF schien die Initiative so obsolet zu
sein, dass Nationalrat Giezendanner darauf verzichtete, das Wort zu ergreifen. Mit 165
zu 8 Stimmen (2 Enthaltungen) wurde der Vorstoss diskussionslos abgelehnt. *
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Der Standerat nahm im Dezember 2017 eine Motion Burkart (fdp, AG) zur Erhéhung der
Hoéchstgeschwindigkeit fiir Motorwagen mit Anhanger diskussionslos an und folgte
damit dem Nationalrat, der das Anliegen im Sommer 2017 ebenfalls diskussionslos
gutgeheissen hatte. *’

Mit einer Motion wollte Nationalrat Burkart (fdp, AG) den Anstoss geben, das
Rechtsvorbeifahren auf Autobahnen und Autostrassen zu erlauben. Der Motionéar
schlug vor, nur das Vorbeifahren zu erlauben und das Uberholen auf der rechten Spur
weiterhin zu verbieten. Es gelte, eine verstandliche Unterscheidung zwischen
Vorbeifahren und Uberholen zu schaffen; damit wiirde die bereits bestehende
Unsicherheit vieler Verkehrsteilnehmenden bezuglich des Rechtsvorbeifahrens
beseitigt. Mit dem erlaubten Vorbeifahren auf der rechten Spur kénnte die
Verkehrskapazitat der Nationalstrassen um 5 bis 10 Prozent erhdoht werden, zitierte
Nationalrat Burkart eine Studie der EPFL Lausanne. Im Nationalrat gab es zwar Stimmen,
welche vor einer Rechtsunsicherheit warnten und die Verkehrssicherheit geféahrdet
sahen, das Plenum nahm die Motion aber im Februar 2018 mit 145 zu 37 Stimmen (9
Enthaltungen) an, wobei die Gegenstimmen nur aus den Fraktionen der SP und der
Griinen stammten. *®

Eine Motion von Nationalratin Flickiger-Béni (svp, AG) forderte, dass fir samtliche
Wartungs- und Betriebskosten im Zusammenhang mit dem LSVA-Erfassungsgerat
nicht wie heute der Fahrzeughalter, sondern der Bund aufkommen misse. Im Marz 2018
kam die Motion in den Nationalrat. Bundesrat Maurer, der ein Nullsummenspiel
ausmachte und erklarte, was der Bund durch die Ubernahme der Wartungskosten
weniger aus der LSVA einnehme, fehle dann beim Strassenunterhalt, musste sich von
Nationalrat Giezendanner (svp, AG) belehren lassen, dass die LSVA-Mittel zur Bahn
fléssen und nicht in den Strassenunterhalt. Die Motion wurde dennoch mit 66 zu 124
Stimmen (3 Enthaltungen) abgelehnt. **

Im April 2018 4&usserte sich die KVF-SR zur Motion Burkart (fdp, AQG)
~Rechtsvorbeifahren auf Autobahnen erlauben®. Die Kommission empfahl ihrem Rat
mit 7 zu 4 Stimmen (2 Enthaltungen), die Motion abzulehnen. Rechtsvorbeifahren sei
gemass geltendem Recht auf Einspurstrecken, Beschleunigungsstreifen und beim
Kolonnenfahren bereits legal, darlber hinaus sei jedoch zu beflrchten, dass der
Verkehrsfluss nicht verbessert und die Unfallgefahr vergréssert werde. Eine
Kommissionsminderheit Wicki (fdp, NW) empfahl die Motion zur Annahme. *°

Ein  Postulat  Giezendanner (svp, AG) zur  Nutzlastkompensation fiir
Elektronutzfahrzeuge wurde im Juni 2018 vom Nationalrat auf Antrag des Bundesrates
abgeschrieben, nachdem entsprechende Anderungen der Verkehrsregelverordnung
und der Verordnung tber die technischen Anforderungen an Strassenfahrzeuge am 7.
Mai 2017 in Kraft getreten waren.

Nachdem sich die Kommissionsmehrheit der KVF-SR gegen die Motion Burkart (fdp, AG)
«Rechtsvorbeifahren auf Autobahnen erlauben>» ausgesprochen hatte, setzte sich eine
Minderheit Wicki (fdp, NW) fir die Motion ein. Standerat Wicki beschwor im Rat die
volkswirtschaftliche Notwendigkeit, jedes Mittel zu ergreifen, welches méglicherweise
die Anzahl Staustunden reduzieren koénnte. Zudem behebe das Erlauben des
Rechtsvorbeifahrens gerade eine Rechtsunsicherheit, statt, wie von der
Kommissionsmehrheit beflrchtet, eine solche zu schaffen. Nach mehreren engagierten
Voten nahm der Stédnderat die Motion schliesslich mit 30 zu 8 Stimmen (1 Enthaltung)
an. 42
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Eisenbahn

Sur les autres sources de financement prévues par la CTT - taxe poids lourd, recours a
I'emprunt, droits d'entrée sur les carburants -, la grande chambre n'a en revanche pas
suivi ceux qui désiraient apporter des modifications ou suggérer de nouvelles sources
de financement. Ainsi, concernant notamment la redevance poids lourd, les députés
ont largement rejeté une proposition Giezendanner (udc, AG) de soumettre la
perception de cette taxe a I'exigence que celle-ci soit acceptée par I'UE. Les conseillers
nationaux ont également rejeté une proposition Binder (udc, ZH) de prélever une
redevance sur le trafic ferroviaire de marchandises et de personnes, les parlementaires
arguant, de concert avec le ministre des transports, que cette solution avait été
précédemment abandonnée suites aux échos négatifs rencontrés lors de la procédure
de consultation. Enfin, les députés ont également suivi la commission sur la question de
la durée des différents prélevements, estimant judicieux que ceux-ci puissent étre
opérés tant que les travaux ne seraient pas achevés.

Im Mérz 2017 nahm sich der Nationalrat der Organisation der Bahninfrastruktur an.
Eine Mehrheit der KVF-NR beantragte dem Rat, die Vorlage an den Bundesrat
zurtckzuweisen mit dem Auftrag, die Auslagerung der SBB Cargo in eine eigene
Unternehmung, die Regelung der Systemflhrerschaften im Gulterverkehr sowie die
Starkung der Mitwirkungsrechte von Kantonen und Verkehrsverbanden bei
Systemaufgaben in die Vorlage aufzunehmen. Die Bestimmungen zu den
Passagierrechten sollten hingegen ausgegliedert werden. Eine Kommissionsminderheit
Graf-Litscher (sp, TG) beantragte die Ablehnung der Riickweisung. Wahrend sich die
Ratslinke gegen die geforderte Auslagerung der SBB Cargo aussprach und auf die
Vorlage eintreten wollte, sprach die Ratsrechte von einer unannehmbaren
~Zementierung von schlechten Rechten und Pflichten” - so Ulrich Giezendanner (svp,
AG). Nationalrat Guhl (bdp, AG) hielt fest, dass die mit der Riickweisung verbundenen
Auftrage zuhanden der Regierung durchaus in der Detailberatung im Rat eingebracht
werden kénnten - es ware gerade die Aufgabe des Parlaments, solche Anpassungen von
Regierungsvorlagen vorzunehmen. Die Anhanger der Ruckweisung setzten sich
trotzdem durch: Mit 98 zu 75 Stimmen (10 Enthaltungen) wies der Nationalrat das
Geschéaft geméass dem Antrag der Kommissionsmehrheit an den Bundesrat zurtick. *®

Ende Februar debattierte der Nationalrat Uber die Organisation der Bahninfrastruktur.
Die meisten Anderungen, welche die KVF-NR dem Rat beantragt hatte, nahm dieser an.
Eine Minderheit Giezendanner (svp, AG) setzte sich jedoch gegen den
Kommissionsantrag zur Konkurrenz-Klausel fir Fernbusse durch, welcher mit
Stichentscheid des Kommissionsprasidenten zustande gekommen war. Nationalrat
Giezendanner sah im Kommissionsantrag, welcher Fernbusse nur zulassen wollte, wenn
sie keine wesentliche Konkurrenzierung zu bestehenden Angeboten des 6ffentlichen
Verkehrs darstellten, eine Ruckkehr zur Planwirtschaft. Die Kommissionsminderheit
wollte dagegen einen geregelten Wettbewerb zulassen. Bundesratin Leuthard gab
Giezendanner in dieser Frage Recht und der Rat folgte der Minderheit mit 122 gegen 69
Stimmen (2 Enthaltungen). In der Gesamtabstimmung zur Vorlage nahm die grosse
Kammer die Organisation der Bahninfrastruktur mit 178 gegen 1 Stimme (bei 16
Enthaltungen) an. *

Zu Beginn der Herbstsession 2018 nahm sich der Nationalrat erneut der Organisation
der Bahninfrastruktur an. Es galt, die letzten verbliebenen Differenzen zum Sténderat
zu diskutieren. Die KVF-NR hatte ihrem Rat in zwei Punkten (bei einer redaktionellen
Korrektur im Behindertengleichstellungsgesetz und bei der Regelung der Entschadigung
fur Verspatungen) die Zustimmung zum Stédnderat empfohlen, bei finf Detailfragen im
Eisenbahngesetz beantragte sie jedoch festhalten oder schlug neue Formulierungen
vor. Eine Minderheit Grossen (glp, BE) wollte beziglich der Fernbus-Angebote eine
liberalere Losung, als Standerat und KVF-NR vorgesehen hatten. Insbesondere aus der
SVP erhielt die Minderheit Unterstutzung, aber auch Bundesréatin Leuthard warb fur
«ein wenig Konkurrenz», was dem offentlichen Verkehr sicher gut tue, und bat um
Annahme des Minderheitenantrags. Mit 100 zu 89 Stimmen (keine Enthaltungen) nahm
die Volkskammer jedoch den Mehrheitsantrag an, dessen Formulierung Nationalrat
Burkart (fdp, AG) flr die Kommission als «Kompromiss zwischen der liberalen Lésung
des Nationalrates und der einschrankenden Losung des Stéanderates» bezeichnete.
Auch bei den Ubrigen Punkten folgte der Rat der Kommissionsmehrheit, so dass die
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INTERPELLATION / ANFRAGE
DATUM: 14.06.2017
ANJA HEIDELBERGER

Vorlage erneut an den Stéanderat ging. *°

Agglomerationsverkehr, 6ffentlicher Verkehr

In einer grossen Aussprache zu den dringlichen Interpellationen betreffend den
Postauto-Skandal &dusserten sich in der Frihjahrssession 2018 zahlreiche
Parlamentsmitglieder. Bundesréatin Leuthard wies darauf hin, dass die Strukturen im
offentlichen Verkehr dem Willen des Parlaments entsprachen, und es sahen sich denn
auch viele Nationalratsmitglieder in der Verantwortung. Kritisiert wurde die
Eidgenossische Finanzkontrolle, deren Mitglieder von Nationalrat Giezendanner (svp,
AG) als «Schlafmutzen» bezeichnet wurden. Birgerliche Parteien tdnten an, dass die
(Teil-)Privatisierung der Postauto AG ein Thema werden kdnnte. Stimmen aus der SP
und von den Grlinen zielten hingegen auf die Gewinnbestrebungen der Post und auf die
Boni der Geschaftsfuhrung. Es wurden verschiedene Motionen und parlamentarische
Initiativen zum Postauto-Skandal angekiindigt, etwa die von Regula Rytz (gp, BE)
eingereichten Motionen 18.3364 und 18.3370 sowie ihre parlamentarische Initiative
18.418 oder die Motion 18.3051von der BDP-Fraktion. *¢

Im Juni 2018 reichte Thierry Burkart (fdp, AG) ein Postulat betreffend die Schnittstellen
zwischen Nationalstrassen und dem nachgelagerten Strassennetz ein. Burkart forderte
den Bundesrat darin auf zu erldutern, wie er mit der zunehmenden
Verkehrsuberlastung zwischen den Nationalstrassen und dem nachgelagerten lokalen
Strassennetz umzugehen gedenke.

Der Bundesrat beantragte die Annahme des Postulats. Dieses wurde in der
Herbstsession 2018 vom Nationalrat stillschweigend gutgeheissen. */

Schiffahrt

Im Juni 2017 begann die parlamentarische Aufarbeitung der Krise der Schweizer
Hochseeflotte, nachdem der WBF-Vorsteher Johann Schneider-Ammann von
Regierungsseite  bereits im Mai 2016 die EFK beauftragt hatte, eine
Administrativuntersuchung zur Vergabepraxis der Birgschaften sowie zu weiteren
Aktionen des BWL durchzufuhren. Eine wichtige Rolle in der parlamentarischen
Aufarbeitung spielte Ulrich Giezendanner (svp, AG): Er erhalte fast téglich neue
Informationen von Personen aus der Hochseeschifffahrt, erklarte er, was ihn im Juni
2017 zu einer Interpellation mit einer ganzen Reihe von Fragen an den Bundesrat
veranlasste (Ip. 17.3460). So stellte er einerseits konkrete Fragen zu der Bilanzierung der
Schiffe und der Kontrolle der Finanzen der Reedereien, andererseits auch zum Verkauf
der Schiffe, bei dem er Unregelmassigkeiten ortete. Unter anderem wollte er wissen, ob
tatsachlich ein «mit dem Verkauf betrauter Hauptoperateur» vor etwa 12 Jahren in
Konkurs geraten sei, ob dieser der SCL/SCT-Flotte wirklich hohe Betrége geschuldet
habe und zudem vor Jahren zu 40 Prozent an der entsprechenden Flotte beteiligt
gewesen sei. Auch zur Aufarbeitung der Affare stellte er konkrete Fragen, unter
anderem wollte er wissen, wieso der ehemalige BWL-Direktor Michael Eichmann nie
angehort worden sei, wann der Untersuchungsbericht der EFK veréffentlicht werde und
ob es nicht Zeit fir eine PUK sei. Eine ausfiihrliche Information der Offentlichkeit
lehnte der Bundesrat aufgrund der laufenden Schiffsverkdufe, des dadurch steigenden
Verlustrisikos fur den Bund sowie aufgrund einer Stillschweigen-Vereinbarung durch
die Verkaufsparteien ab. Der Verkaufsprozess wirde jedoch von Experten mit
juristisch-maritimem Fachwissen begleitet, betonte er. Zudem informierte er darlber,
dass 10 der 12 Schiffe bereits verkauft worden seien und die letzten bis Ende
September 2017 Ubergeben werden sollten. Bezlglich der Frage nach der PUK verwies
er auf die Bundesversammlung, die bei «Vorkommnissen von grosser Tragweite» eine
PUK einsetzen koénne. Giezendanner erklarte sich mit diesen Antworten nicht
befriedigt.

Genau ein Jahr nach der ersten Interpellation startete Giezendanner einen neuen
Versuch (Ip. 18.3645) mit weiteren Fragen zur Liquidation der SCL/SCT-Gruppe. Erneut
stellte er Fragen zum Verkauf, interessierte sich aber auch flur die Rolle und die
Finanzen von Reeder Hansjorg Grunder, was zuvor in den Medien diskutiert worden
war. Zudem stellte er die Kontrollméglichkeiten von durch die Schweiz verbirgten
Schiffen, die im Ausland bereedert sind, in Frage. Schliesslich erkundigte er sich nach
der Vollstandigkeit der entsprechenden Akten. Bezlglich der Finanzen von Grunder
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betonte der Bundesrat, dass die Aufklarung des Falles laufe und das Parlament die
entsprechenden Informationen erhalten werde. Die Geschaftsfihrung von Schweizer
Reedereien musse von der Schweiz aus erfolgen, untergeordnete Aufgaben kénnten
jedoch auch in anderen Staaten vorgenommen werden, was aufgrund des
einheimischen Fachkraftemangels oft auch nétig sei. Der Bund kénne auch bei von
auslandischen Gesellschaften bereederten Schiffen jederzeit Audits und Inspektionen
durchflhren, die Betrugsmoglichkeiten bei solchen Schiffen seien daher nicht grésser.
In der Tat seien aber einzelne Dossiers im BWL nicht vollstdndig. Mit diesen Antworten
erklarte sich Giezendanner teilweise befriedigt.

Bereits einen Monat zuvor hatte sich Giezendanner in der Fragestunde (Frage 18.5282)
mit einer weiteren Ruckstellung durch den Bundesrat in der Héhe von CHF 100 Mio.
befasst. Er wollte wissen, welche Gesellschaft besonders geféahrdet sei und ob bereits
Angebote flr die entsprechenden Schiffe vorlagen. Ein weiterer Schaden fir den Bund
sei nicht auszuschliessen und hinge von der Marktentwicklung ab, solle jedoch durch
die entsprechenden Rickstellungen abgedeckt werden kénnen, so der Bundesrat.

Im Dezember 2019, nach Annahme des Nachtrags Ila zum Voranschlag 2019 und einer
weiteren Ziehung der Burgschaften, reichte schliesslich die SVP-Fraktion eine
parlamentarische Initiative (Pa.lv. 19.500) zur Einsetzung einer PUK ein. Diese solle die
Kontrolle und Flihrung des Blrgschaftswesens in der Hochseeschifffahrt seit 2002
durch den Bundesrat, die Verwaltung - insbesondere durch das BWL und die SSA -
sowie der betroffenen Geldinstitute und Revisionsgesellschaften untersuchen.

Die grundséatzliche Frage der Burgschaften zur Schweizer Hochseeflotte ging Ursula
Schneider-Schittel (sp, FR) bereits im Juni 2017 an: In einem Postulat (Po. 17.3412)
verlangte sie vom Bundesrat, zu prifen, ob der Bund eine Hochseeflotte brauche, und
falls nicht, welches die Konsequenzen und Risiken eines Ausstiegs seien und wie dieser
erfolgen solle. Der Bundesrat erklarte, dass er entschieden habe, dem Parlament keine
Erneuerung des Ende Juni 2017 auslaufenden Rahmenkredits zu beantragen, wodurch
die letzten Burgschaften 2032 auslaufen werden. Ein rascherer Ausstieg sei jedoch
nicht moglich. Nach 2 Jahren wurde das Postulat unbehandelt abgeschrieben. *

In Anlehnung an die Befreiung der Pistenfahrzeuge von der Mineraldlsteuer reichte
Nationalrat Giezendanner (svp, AG) eine Motion ein, mit der er Schweizer Lastschiffe
von der Mineraldlsteuer befreien wollte. Der Bundesrat beantragte die Ablehnung der
Motion, da die Steuerbefreiung einer unnoétigen Subventionierung gleichkame. Zudem
sei der administrative Aufwand, den diese Ausnahmeregelung mit sich bringen wurde,
in Anbetracht des geringen Steuerbetrags nicht gerechtfertigt. Bundesrat Maurer
beflrchtete Ende Februar 2018 im Nationalrat, eine solche Ausnahme kénnte weitere
Forderungen nach sich ziehen. Der Nationalrat lehnte die Motion mit 108 zu 85
Stimmen (3 Enthaltungen) ab. *

Post und Telekommunikation

Au lendemain du départ de Kunz, la presse alémanique a pressé le président du conseil
d'administration (CA) de présenter la stratégie qu’il entendait mener. Béglé a présenté
une stratégie orientée vers l'international et essuyé une pluie de critiques de tous
bords. Les conseillers nationaux Franziska Teuscher (pe, BE), Norbert Hochreutener
(pdc, BE) et Ulrich Giezendanner (udc, AG) ont solennellement mis en garde Claude
Béglé, lui rappelant que la Poste, a I'instar de Swisscom, n’est pas une entreprise privée
et que l'expansion a |'étranger comporte trop de risques. Profitant de ce climat
électrique, Rudolf Hug a démissionné du CA avec pertes et fracas, invoquant des
désaccords insurmontables avec Claude Béglé concernant la stratégie et la direction du
groupe. Moritz Leuenberger a réitéré son soutien & Claude Béglé et vertement critiqué
I"attitude inutilement polémique de Rudolf Hug. Afin de calmer les esprits, il a en outre
relativisé les ambitions internationales du géant jaune, admettant les risques encourus.
La réforme de la gouvernance d’entreprise de la Poste visait a clarifier la répartition des
taches opérationnelles et stratégiques et a intensifier la collaboration entre la direction
et le conseil d’administration. Concrétement, les fonctions stratégiques ont été
concentrées dans les mains du CA. *°
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Raumplanung und Wohnungswesen
Wohnungsbau und -eigentum

Handwerker und Unternehmer, die auf einem Grundstlck Arbeit geliefert haben, haben
am betroffenen Grundstick Anspruch auf das sogenannte Bauhandwerker-Pfandrecht,
resp. kédnnen das Pfandrecht im Grundbuch eintragen lassen. Damit kdnnen sich die
Leistungserbringer im Falle einer Nichtbezahlung ihrer Arbeit absichern. Der
Eigentimer des Grundsttcks kann dies abwenden, indem er gemass Art. 839 Abs. 3 ZGB
fir die Forderung «hinreichende Sicherheit leistet». Geméss Thierry Burkart (fdp, AG)
gestalte sich diese Form der Ersatzsicherheit flr die Eigentimer, Generalunternehmen
und Investoren hingegen seit einem kurzlich geféllten Bundesgerichtsentscheid als
schwierig, da auch die zeitlich unbeschrankte Sicherstellung der Verzugszinsen
garantiert werden musse. Aufgrund der theoretisch unbeschrankten Laufzeit der
Verzugszinsen sei die Hohe der Ersatzsicherheit nicht vorgéngig bestimmbar. Aus
diesem Grund verlangte der freisinnige Nationalrat mit einer Motion die
Konkretisierung der hinreichenden Sicherheit im Bauhandwerker-Pfandrecht.
Nachdem der Bundesrat das Anliegen zur Annahme empfohlen hatte, folgte der
Nationalrat diesem Antrag in der Frihjahrssession 2018 diskussionslos. °'

Auf Anraten seiner einstimmigen RK-SR nahm auch der Standerat als Zweitrat die
Motion Burkart (fdp, AG) betreffend die Konkretisierung der hinreichenden Sicherheit
im Bauhandwerker-Pfandrecht in der Herbstsession 2018 diskussionslos an. Somit
wurde das Anliegen an den Bundesrat Uberwiesen, der sich in seiner Antwort auch
bereits positiv zur Motion gedussert hatte. *

Umweltschutz
Luftreinhaltung

Thierry Burkart (plr, AG) demande la reconduite des allégements fiscaux de durée
limitée pour le gaz naturel, le gaz liquide et les biocarburants jusqu'a fin 2030. |
rappelle que des investissements ont été faits sur la base des allegements fiscaux de
durée limitée accordés en vertu de la loi sur l'imposition des huiles minérales
(Limpmin). La suppression des allegements mettrait en péril la sécurité des
investissements dans la branche. De plus, le climat pourrait en péatir en raison du
remplacement des carburants alternatifs par de I'essence et du diesel. Il faut, d'apres
|'auteur, reconduire les allegements fiscaux jusqu'en 2030, année d'échéance de la
reduction des émissions qui sera prévue par la future loi sur le CO2. Ainsi, les exigences
liées a la production durable des carburants renouvelables seraient maintenues. Lors
de I'examen preéalable, la CEATE-CN a décidé par 15 voix contre 9 et 1 abstention de
donner suite & I'intervention. Elle a constaté que la consommation de biocarburants a
fortement augmenté dans le pays grace a l'obligation faite aux importateurs de
carburant de compenser une partie des émissions de CO2. La commission a exprimé sa
volonté d'approfondir la question, et ce, dans le contexte de I'extension de I'obligation
de compenser pour les importateurs de carburant, proposée par le Conseil fédéral
dans la révision totale de la loi sur le CO2. A ['unanimité, la CEATE-CE a donné
également suite a l'initiative. Il est, selon elle, nécessaire d'agir. La CEATE-CN est donc
chargée de I'élaboration d'un projet d'acte. %

Allgemeiner Umweltschutz

L'utilisation et la raison détre du droit de recours par les associations
environnementales ont & nouveau été attaquées durant I'année sous revue par les
milieux économiques et les partis de droite. Le blocage de trois projets d’envergure - la
rénovation du stade du Hardturm, I'implantation d’une usine chimique & Galmiz (FR) et
la construction d'un centre commercial en Argovie - a mis le feu aux poudres. Les
milieux économiques, par la voix d’Avenir Suisse, ont reproché aux associations
environnementales de freiner la croissance économique par un « usage immodéré »
du droit de recours. Ils s’en sont pris en particulier a I'ATE (Association Transports et
Environnement) et & ses recours contre le Hardturm et Galmiz. Ils I'ont accusée de les
déposer afin d’en monnayer les retraits. Afin de clarifier I'utilisation du droit de recours
et le cas litigieux du Harturm, divers actes parlementaires ont été déposés. Répondant
a leurs détracteurs, onze associations environnementales ont plaidé pour le maintien
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de leur droit de recours contre les projets de construction, mais elles ont accepté de le
préciser. L'ATE a également réfuté les accusations de marchandage. A cet effet, une
fiduciaire a vérifié les comptes des sections cantonales. L'association a tenu a préciser
que seuls ses frais judiciaires sont défrayés par les promoteurs. Au niveau
parlementaire, le Conseil fédéral a proposé de rejeter une motion Giezendanner (udc,
AG) (Mo. 04.3456), cosignée par 80 députés UDC, PDC et PRD, voulant lui 6ter son droit
de recours en tant qu’organisation écologiste. Selon le motionnaire, I'association ne
répond plus aux critéres fixés dans la loi, car elle exerce une activité lucrative (vente de
billets de train et de voyages). *

Klimapolitik

Le Conseil national a accepté un postulat (94.3456) Baumberger (pdc, ZH) demandant
que le gouvernement favorise la recherche afin de savoir s'il existe un seuil a partir
duquel les émissions de particules de suie des moteurs diesel sont nuisibles pour la
santé. Il a encore transmis comme postulat une motion (94.3131) Giezendanner (pdl, AG)
demandant que, a partir du ler janvier 1996, les véhicules routiers a moteur diesel qui
seront importés en Suisse soient équipés d'un catalyseur. ®

Sozialpolitik
Bevolkerung und Arbeit

Arbeitsmarkt

Le PLR Thierry Burkart, par le biais d'une initiative parlementaire, demande
|'assouplissement des conditions encadrant le télétravail. || propose d'adapter la loi
sur le travail (LTr), afin que les personnes effectuant leur travail sous forme de
télétravail puissent réellement aménager leurs horaires. Premiérement, il propose
d'étendre la durée du travail de jour et du soir de 14 a 17 heures, afin de faciliter la
conciliation entre vie professionnelle et vie familiale. Deuxiemement, il voudrait que les
dérogations a l'interdiction de travailler le dimanche ne soient pas soumises a
autorisation lorsqu'elles concernent le travail dominical effectué a la maison dans le
cadre du télétravail. Finalement, il faudrait, selon lui, indiquer qu'une prestation
professionnelle de courte durée et fournie occasionnellement ne constitue pas une
interruption de la durée du repos. Par 19 voix contre 6, la CER-CN donne suite a son
initiative. Elle estime, au regard de I'évolution de I'environnement professionnel, qu'il
faut donner davantage de latitude aux travailleurs dans I'aménagement de leurs
horaires, pour tenir compte de I'actuelle mobilité croissante et faciliter la conciliation
entre vie professionnelle et vie familiale. La commission de I'autre chambre va des lors
statuer sur I'initiative. *

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport
Gesundheitspolitik

Die Kommission fiur soziale Sicherheit und Gesundheit des Nationalrates (SGK-NR)
forderte den Bundesrat mittels Motion dazu auf, zusammen mit den Kantonen, den
Krankenkassen, Gesundheitsfachpersonen sowie Patientenorganisationen und der
Stiftung Patientensicherheit betreffend Schadenspravention und Umgang mit Schaden
bei medizinischen Behandlungen Schritte zu unternehmen. So solle die Entwicklung
einer «Sicherheits- und Fehlerlernkultur», welche mit Regressmoglichkeiten und einer
durch die Behandlungstransparenz erméglichten Vereinfachung der Beweissituation
gekoppelt ist, gestarkt werden. Weitere Forderungen bestanden in der Optimierung des
Medizinal-Haftpflichtrechts und der Klérung von Fragen bezlglich des Haftungsrechtes
auf Bundes- und Kantonsebene.

In der Nationalratsdebatte erkldrte Bea Heim (sp, SO) flr die Kommission, dass die
Kommissionsmotion auf die parlamentarische Initiative Giezendanner (svp, AQG)
zurlickzufiihren sei (Pa.lv. 16.468). Diese wurde eingereicht, weil der Initiant der
Auffassung war, das Bundesratsgeschaft «KVG. Starkung von Qualitdt und
Wirtschaftlichkeit» beziehe keine Position zum Thema «Rickforderung von Kosten aus
Behandlungsfehlern» ein. Da es neben der Vermeidung unndtiger Kosten insbesondere
um den Patientinnen- und Patientenschutz gehe, sehe auch die SGK-NR einen
unbestrittenen Handlungsbedarf, so Heim. Jedoch werfe Giezendanners Vorstoss viele
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Fragen auf, unter anderem betreffend Sicherheit und Rechte der Patientinnen und
Patienten, Haftungsrecht und Nachweisbarkeit von Behandlungsfehlern. Daher habe die
Kommission mit 22 zu 0O Stimmen (bei 1 Enthaltung) beschlossen, eine
Kommissionsmotion einzureichen, worauf Giezendanner seine parlamentarische
Initiative zurlickgezogen hatte.

Alain Berset fuhrte aus, was bereits in der im Mérz 2018 publizierten Stellungnahme des
Bundesrates geschrieben worden war: Auch fir den Bundesrat sei es wichtig, die
Schadenspravention und die Patientensicherheit zu starken, jedoch stehe dabei «der
Handlungsbedarf im Bereich der Qualitatsentwicklung» im Zentrum. So wolle man
praventive Massnahmen aufseiten der Leistungserbringer unterstitzen, weil man der
Meinung sei, dass eine «sich aus der Transparenz ergebende, selbstmotivierte
Qualitatsentwicklung» effektiver sei als die auf Schadenausgleich abzielenden
Erleichterungen im Regress- sowie im Haftpflichtrecht. Zudem habe das Geschaft
«KVG. Stérkung von Qualitat und Wirtschaftlichkeit» vom Nationalrat Unterstltzung
erfahren, musse allerdings noch vom Standerat diskutiert werden. Daher erscheine es
dem Bundesrat zurzeit nicht angemessen, die in der Kommissionsmotion
beschriebenen Massnahmen umzusetzen. Vielmehr gelte es nun, die Diskussion Uber
besagtes Bundesratsgeschaft abzuwarten. Folglich empfehle er, den Vorstoss
abzulehnen.

Die grosse Kammer schenkte den Argumenten Bersets jedoch kein Gehér und
unterstltzte die Haltung ihrer Kommission, indem sie die Motion mit 178 zu 1 Stimmen
(bei O Enthaltungen) annahm. ®’

Mittels parlamentarischer Initiative wollte Ulrich Giezendanner (svp, AG) Ende 2016 die
Sicherstellung der Blutversorgung und die Unentgeltlichkeit der Blutspende auf
Gesetzesebene erreichen. So sei Ersteres rechtlich kaum geregelt. Es handle sich dabei
zwar um eine «landesweite gesundheitspolitische Aufgabe>», fir welche hauptsachlich
das SRK zustandig sei, jedoch anerkenne der Gesetzgeber den Blutspendedienst nicht
ausdrucklich als eine oOffentliche Aufgabe und es bestehe kein Leistungsauftrag
zwischen dem Bund und der Blutspende SRK Schweiz AG. Dies sei allerdings notwendig,
um die nachhaltige Sicherstellung von Blut und Blutprodukten zu gewahrleisten, zumal
durch die Aufgabenerfullung verursachte ungedeckte Kosten auf diese Weise
abgegolten werden koénnten. Die Unentgeltlichkeit von Blutspenden sei hinsichtlich
Vermeidung kontaminierter Blutspenden, aber auch aus ethischer Sicht zentral. Es
existiere zwar sowohl in der Bundesverfassung als auch im Ubereinkommen iiber
Menschenrechte und Biomedizin ein Unentgeltlichkeitsgebot, welches auch fir die
Blutspende gelte, auf Gesetzesebene seien diese Bestimmungen bislang jedoch noch
nicht umgesetzt worden.

Im Januar 2018 beschaftigte sich die SGK-NR mit dem Geschaft. Angesichts des
demographischen Wandels, welcher Engpasse bei der Blutversorgung zur Folge haben
kénne, solle die Blutversorgung als Aufgabe des Bundes definiert werden, wobei die
Aufgabe auch in Zukunft durch eine geeignete Organisation getragen werden kénne. Mit
16 zu 2 Stimmen (bei 5 Enthaltungen) gab die Kommission der parlamentarischen
Initiative Folge. Einstimmig folgte die SGK-SR ihrer Schwesterkommission im Oktober
2018. %8

Suchtmittel

Vertreter dieser Gruppe gehdrten federfihrend zum Initiativkomitee, welches Ende
Jahr eine Volksinitiative «Jugend ohne Drogen> lancierte. Dem Copréasidium gehdren
die Nationalrdtinnen und Nationalrate Aubry (fdp, BE), Borer (ap, SO), Bortoluzzi (svp,
ZH), Dreher (ap, ZH), Friderici (Ip, VD), Giezendanner (ap, AG), Leuba (Ip, VD), Miesch
(fdp, BL), Moser (ap, AG), Muller (svp, AG), Philipona (fdp, FR), Rohrbasser (svp, FR),
Sandoz (Ip, VD), Jurg Scherrer (ap, BE), Werner Scherrer (edu, BE), Steinemann (ap, SG)
und Tschuppert (fdp, LU) sowie die beiden Standerate Kindig (cvp, ZG) und Morniroli
(lega, TI) an. Massiv vertreten im Initiativkomitee sind Sportler vorab aus dem Umkreis
der schweizerischen Ski-Nationalmannschaft und einige Prominente aus der
Unterhaltungsbranche.

Gemass dem Initiativtext soll der Bund das Rauschgiftproblem mit einer restriktiven,
direkt auf Abstinenz ausgerichteten Drogenpolitik bekampfen und die notwendigen
Gesetze dazu erlassen, zudem eine aktive Drogenpravention verfolgen und Entzugs-
und Wiedereingliederungsmassnahmen férdern. Ausdricklich verbieten wollen die
Initianten die Abgabe von Betdubungsmitteln. Vorbehalten ist eine Abgabe zu rein
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medizinischen Zwecken, wobei Heroin und Kokain allerdings ausgeschlossen sind. Als
bekannt wurde, dass auch der umstrittene Verein zur Férderung der psychologischen
Menschenkenntnis (VPM) hinter der Initiative steht, distanzierten sich einzelne Sportler
von ihrem Engagement. %

Sport

Gegen den vehementen Widerstand der Grinen, welche das Ganze als
unverantwortliche Spielerei bezeichneten, nahm der Nationalrat mit 88 zu 75 Stimmen
eine parlamentarische Initiative Giezendanner (svp, AG) flur eine Aufhebung des
geltenden Verbots fir Autorennen auf Rundstrecken in der Schweiz an. SP- und GP-
Fraktion lehnten geschlossen ab, eine Mehrheit der burgerlichen Fraktionen sprach
sich daflr aus, insbesondere jene von FDP und SVP, bei denen es jeweils nur zwei
ablehnende Stimmen gab. Fachleute stuften allerdings die Wahrscheinlichkeit, dass
jemals ein Formel-1-Rennen in der Schweiz durchgefihrt werden kénnte, als dusserst
gering ein. ©

Mit einer 2004 von der grossen Kammer unterstitzten parlamentarischen Initiative
hatte Nationalrat Giezendanner (svp, AG) gegen den geschlossenen Widerstand von GP
und SP die Unterstutzung des Plenums fur eine Wiedereinfuhrung von Formel-1-
Autorennen in der Schweiz erreicht. Im Berichtsjahr nun ging es um die konkrete
Revision des Strassenverkehrsgesetzes, mit welcher das heute geltende Verbot fur
Rundstreckenrennen aufgehoben werden sollte. In seinem Eintretensvotum bedauerte
der Sprecher der Kommission die insgesamt negative Stellungnahme des Bundesrates,
welche gewissermassen die Argumente der friheren Minderheit aufnehme; zudem
fokussiere er auf Formel-1-Rennen, wahrend es in Wirklichkeit um eine mogliche
Zulassung von Rundstreckenrennen im weiteren Sinn gehe. FDP und SVP unterstitzten
die Vorlage, SP, GP und EVP votierten ebenso geschlossen dagegen; in der
Gesamtabstimmung wurde sie mit 96 zu 81 Stimmen gutgeheissen. Eine Mehrheit des
Stdnderates war dann aber der Ansicht, es handle sich hier um eine vollkommen
unnodtige Vorlage, die, wie selbst die Beflirworter anerkannten, kaum konkrete
Auswirkungen haben dlrfte; das Parlament habe dringendere Probleme zu l6sen als die
Gesetzgebung auf allfallig Uberholte Verbote hin zu durchforsten. Ganz knapp mit 21 zu
20 Stimmen entsorgte die kleine Kammer deshalb den Vorstoss durch Nichteintreten. ¢

Sozialversicherungen
Krankenversicherung

Diskussionslos nahm der Nationalrat eine Motion Giezendanner (svp, AG) an, welche
forderte, dass die Krankenkassen jahrlich in ihrem Geschaftsbericht die
Entschadigungssumme flir den gesamten Verwaltungsrat, den Vorstandsprésidenten
und den CEO einzeln offenlegen mussen. Der Bundesrat hatte die Annahme der Motion
beantragt, da eine Umsetzung im Rahmen des neuen Aufsichtsgesetzes, dessen
Vorentwurf Ende 2010 in die Vernehmlassung gesendet wurde, erfolgen soll. ¢

Soziale Gruppen
Migrationspolitik

En septembre 2016, le Conseiller national Giezendanner (udc, AG) a déposé une
initiative parlementaire visant a supprimer I'obligation de s'assurer pour les personnes
en séjour illégal. Selon la loi sur I'assurance maladie, toute personne domiciliée en
Suisse est tenue de s'assurer, les personnes sans-papiers y compris. Selon le député
agrarien, il est choquant de soumettre a cette obligation les personnes sans statut de
séjour légal, car il faudrait plutot "punir en expulsant” ces personnes qui "enfreignent la
loi en permanence".

La CSSS-N a proposé a son conseil de ne pas entrer en matiére sur l'initiative. D'une
part, la problématique des sans-papiers doit étre considérée d'un point de vue plus
global, ce que la commission proposera dans une motion déposée en janvier 2018
(18.3005). D'autre part, exclure les personnes sans-papiers de |'assurance-maladie
entrainerait des colts trop importants pour les fournisseurs de prestations, les cantons
et les communes. Le jour du dépdt de la motion de la CSSS-N, Ulrich Giezendanner a
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retiré son initiative. ©

La motion de la CSSS-CN est une réponse a deux événements: I'opération Papyrus dans
le canton de Genéve et l'initiative parlementaire Giezendanner (16.467). Les deux ayant
remis au centre des débats la complexité de la thématique des sans-papiers, la
commission souhaite s'y atteler une bonne fois pour toute, en demandant une
législation cohérente sur les sans-papiers. |l s'agirait de supprimer |'obligation de
s'assurer pour les sans-papiers, tout en assurant un service de I'Etat en cas de
problémes de santé, de punir plus séverement les personnes employant des travailleurs
et travailleuses sans statut légal, de mieux échanger les informations entre services
étatiques et enfin de préciser les criteres de régularisation du séjour, appelée «cas de
rigueur». Une minorité féminine socialiste, verte et démocrate-chrétienne de la
commission propose de rejeter la motion. Le Conseil fédéral s'est prononcé en
défaveur de I'objet. La CIP-CN, a 12 voix contre 12 et une abstention, avec la voix
prépondérante de son président, a également recommandé de rejeter la motion, par
crainte de répercussions imprévisibles sur les finances des cantons et des communes.
C'est pour cette raison que la CIP-CN a lancé son postulat «Pour un examen global de la
problématique des sans-papiers». La motion a donc été retirée le 18 mai 2018. ¢

Asylpolitik

En mai 2015, le groupe UDC a déposé une initiative parlementaire appelée Pas de
prestation de I’Etat pour les personnes résidant illégalement en Suisse. Elle vise la
modification de I'article 12 de la Constitution, qui garantit le droit fondamental a
obtenir de I'aide dans des situations de détresse. A travers sa porte-parole Céline
Amaudruz, I'Union démocratique du centre entend faire dépendre ce droit a I'aide
d'urgence du titre de séjour. Ainsi, toute personne dont le permis de séjour est échu,
qui s'oppose a un renvoi ou ne coopere pas a son expulsion s'en verrait privée. Les
prestations d'urgence sont réglementées par la loi sur l'asile (LAsi), sont de la
compétence des cantons et sont réduites par rapport a l'aide sociale attribuée aux
autochtones et aux réfugiés reconnus. La Commission des institutions politiques du
Conseil national (CIP-CN) s'est opposée par 14 voix contre 6 et une abstention a
I'initiative. L'argument principal étant que la suppression de I'aide d'urgence n'aurait
pas d'effet incitatif pour les personnes de quitter le pays, mais risquerait plutdt de les
pousser a la criminalité ou a la clandestinité. Lors du débat en chambre basse, les
opposants a l'initiative ont souligné le caractére fondamental des premiers articles de
la Constitution, arguant que la suppression de l'aide d'urgence était une attaque a la
dignité humaine. Ces arguments ont convaincu 121 députés contre 64 et 4 se sont
abstenus. Tout le groupe UDC a voté en faveur de l'initiative, ainsi que le député
Burkart, issu des rangs libéraux-radicaux. ®

Bildung, Kultur und Medien

Medien
Radio und Fernsehen

Nach einer ldngeren Debatte nahm in der Frihjahrssession 2017 auch der Nationalrat
Kenntnis vom Service-public-Bericht und dessen Zusatzbericht. Im Namen der Griinen
Fraktion lobte Adéle Thorens Goumaz (VD) die Leistungen der SRG flr die lateinische
Schweiz und wies auf jungste Entwicklungen auf dem franzésischsprachigen
Zeitungsmarkt in der Schweiz hin, welche die Notwendigkeit eines marktunabhangigen
Mediums  zur  Erhaltung der Medienvielfalt und  Berlcksichtigung von
Sprachminderheiten aufzeigten. Wie diverse Sprecherinnen und Sprecher aus anderen
Fraktionen zeigte sich auch die BDP-Fraktion besorgt ob der zunehmenden
Medienkonzentration auf dem Pressemarkt. Aus diesen Griinden bedirfe es auch eines
funktionierenden Service public im Online-Bereich, dessen Berichterstattung sich nicht
nur an der Anzahl Klicks und Hohe der Werbeeinnahmen orientiere, so die
Ausfiihrungen von Bernhard Guhl (bdp, AG). Als Vertreter der FDP-Fraktion dusserten
Frédéric Borloz (VD) und Thierry Burkart (AG) hingegen Bedenken zu einem ausgebauten
Internetauftritt der SRG, da dies die privaten Medien stark konkurrenzieren kénnte.
Eine verstarkte Digitalisierung der SRG verlangte hingegen die SP und erhofft sich
damit, die jingere Generation in Zukunft besser anzusprechen, so Edith Graf-Litscher
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(TG). Martin Candinas (GR) lobte als Sprecher der CVP-Fraktion die Qualitat des Service
public in allen vier Landesteilen, betonte jedoch, dass diese auch weiterhin ohne
Aufstockung der finanziellen Mittel und in erster Linie durch Wahrung des
Informationsauftrags gewahrleistet werden solle; der Einkauf von Fernsehserien und
Filmen soll kritisch Uberprift werden. Kritischer dusserten sich Vertreter der SVP-
Fraktion, stellten dabei jedoch nicht die Existenzgrundlage der SRG in Frage, wie den
Voten von Natalie Rickli (ZH) und Gregor Rutz (ZH) zu entnehmen ist. Ihre Kritik richtete
sich in erster Linie gegen diejenigen Tatigkeiten der SRG, die starker in Konkurrenz zu
privaten Angeboten stehen, so etwa Angebote im Unterhaltungs- und Sportsektor.
Verstarkte Subsidiaritat forderte etwa auch Jirg Grossen (BE) im Namen der GLP-
Fraktion.

Im Rahmen dieser parlamentarischen Beratung dusserte sich die grosse Kammer auch
zu drei Geschaften, die in nahem Bezug zu Inhalten des Berichts, resp. zur Service-
public-Debatte im Allgemeinen, stehen. Einer mitte-linken Kommissionsminderheit
folgend lehnte der Nationalrat ein Anliegen seiner KVF ab, das eine duale
Konzessionskompetenz fur Parlament und Bundesrat forderte und somit den Einfluss
des Parlaments in diesem Bereich starken wollte. Ebenso verweigerte er seine
Zustimmung zu einer weitergehenden parlamentarischen Initiative, die eine
ausschliessliche Konzessionsvergabe durch das Parlament forderte. Letzteres tat der
Nationalrat auf Anraten seiner Kommissionsmehrheit, die ordnungspolitische Bedenken
geaussert und das Vorhaben als nicht realisierbar eingestuft hatte. Allenfalls gedndert
werden soll hingegen der im Bericht festgestellte Umstand, dass die Schweiz zu einigen
wenigen demokratischen Landern gehoért, die Uber keine verwaltungsunabhangige
Aufsichtsbehoérde fur Radio und Fernsehen verfigen. Ein Postulat, welches
Méglichkeiten zur Schaffung einer solchen Instanz aufzeigen soll, stiess im Rat auf
stillschweigende Zustimmung. Die parlamentarische Beratung der in Reaktion auf den
Zusatzbericht eingereichten Vorstésse steht noch aus. ¢

Deutlich ausflhrlicher war die Debatte zur Initiative zur Abschaffung der Billag-
Gebiihren im Nationalrat. Die urspringlich veranschlagte Zeit reichte aufgrund der
langen Liste an Einzelrednerinnen und -rednern nicht aus, so dass eine zusatzliche
Open-End-Sitzung eingelegt werden musste. Eine Kommissionsminderheit Rutz (svp,
ZH) hatte zuvor einen direkten Gegenvorschlag formuliert, der die Abgabe flr Haushalte
auf héchstens 200 Franken begrenzen und fir Unternehmen ganzlich streichen wollte.
Somit wirde das Budget der SRG und der regionalen Radio- und Fernsehsender
ungefahr halbiert. Gregor Rutz bewarb seinen Gegenvorschlag als Mittelweg zwischen
den Extremvarianten .keine Einsparungen™ und ,vollstandige Streichung der Gebuhren™.
Der Gegenvorschlag solle es der SRG trotz Einsparungen erlauben, ihre Aufgaben - den
Schutz sprachlicher Minderheiten und die Férderung der nationalen Kohasion - zu
erfullen. Eine zweite Minderheit Rutz beantragte, die Initiative Volk und Standen zur
Annahme zu empfehlen.

Anklang fand der Gegenvorschlag vor allem bei Parlamentarierinnen und
Parlamentariern der SVP. So wurden wie bereits im Standerat insbesondere die Abgabe
far Unternehmen und das Machtmonopol der SRG, gegen das private Anbieter nicht
ankédmen, kritisiert. Einen Schritt weiter ging Adrian Amstutz (svp, BE), der das
Machtmonopol der SRG auch auf die Politik bezog: Die Abhangigkeit zwischen Politik
und der SRG sei so gross geworden, dass man sich auf Seiten der anderen Parteien
nicht mehr traue, die SRG zu kritisieren. Dies fihre umgekehrt zu mehr Kritik an der
SVP in den SRG-Programmen. Toni Brunner (svp, SG) wies Uberdies darauf hin, dass sich
die SRG die sogenannte No-Billag-Initiative durch ihr ricksichtsloses Handeln selbst
eingebrockt habe. Als ,stolzes Mitglied des Initiativkomitees der No-Billag-Initiative™
meldete sich auch Lukas Reimann (svp, SG) zu Wort. Er kritisierte die
~Zwangsgebuhren®, die auch Personen zahlen missten, die keinen Fernseher haben
oder die das Programm der SRG nicht brauchen. So fuhre die Annahme der No-Billag-
Initiative zu einer grésseren Medienvielfalt, gar zum Durchbruch der Medienfreiheit,
weil die Dominanz durch die SRG wegfalle. Sie setze zudem die Kaufkraft von 1,35
Milliarden Franken pro Jahr frei und kurble so die Wirtschaft an.

Ganz so positiv beurteilten nur die wenigsten Nationalrdtinnen und Nationalrate die
Initiative oder den Gegenvorschlag, dennoch betonten auch mehrere ihrer Kritiker,
dass die SRG heute zu marktméchtig sei. So bedurfe es einer grindlichen Diskussion
zum Umfang des Service public in den Medien, welche aber mit dem Service-public-
Bericht nicht zufriedenstellend gefiihrt worden sei, betonte zum Beispiel Thierry
Burkart (fdp, AG). Zudem héatten einige einen weniger extremen Gegenvorschlag
beflirwortet, zum Beispiel in Form der bereits von Thomas Maier (glp, ZH) geforderten
Plafonierung der Empfangsgebihren. Frédéric Borloz (fdp, VD) kiindigte Uberdies im
Namen der FDP-Fraktion ein grosses Reformprogramm zur Medienlandschaft in der
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Schweiz an.

Auf der anderen Seite gab es aber auch deutliche Kritik an der Initiative und am
Gegenvorschlag. So warnte zum Beispiel Bernhard Guhl (bdp, AG), dass es bei Annahme
der Initiative oder des Gegenvorschlags zu italienischen Verhaltnissen kommen kénnte,
bei denen eine Person ganze Medienhduser besitze. Eine solche Entwicklung sei
tendenziell bereits bei der Presse feststellbar. Matthias Aebischer (sp, BE) wies darauf
hin, dass Personen, die eine Vorlage wie die .No Billag"-Initiative einreichen,
beabsichtigten, ,die Macht von anderen Medienunternehmen, zum Teil mit politischem
Hintergrund, auslzulbauen™. Wie bereits im Stédnderat betonten die Gegner der
Initiative und des Gegenvorschlags vor allem, dass eine Vielzahl der Leistungen der
Medienunternehmen ohne respektive nur mit der Hélfte der Gebuhren nicht erbracht
werden kénnten, was eine Gefahr fir die Kohasion der Schweiz und fur die
Randregionen darstelle. Sie wurden auch nicht mide zu erklaren, dass zum Beispiel mit
der Annahme der Shared-Content-Motion, welche es privaten Schweizer
Medienanbietern erlauben soll, ausgestrahlte Beitrage der SRG niederschwellig zu
verwenden, bereits Bestrebungen zur Verringerung der Marktmacht der SRG im Gange
seien.

Schliesslich entschied sich der Nationalrat mit 108 zu 70 Stimmen (bei 2 Enthaltungen)
gegen ein Eintreten auf den Gegenvorschlag und mit 122 zu 42 Stimmen dafur, Volk und
Standen die Initiative zur Ablehnung zu empfehlen. Flr den Gegenvorschlag sprach sich
die geschlossene SVP-Fraktion sowie Teile der FDP-Fraktion aus; fur den Antrag auf
Annahme der Initiative entschieden sich Teile der SVP-Fraktion sowie vereinzelte
Parlamentarierinnen und Parlamentarier der FDP. Gespalten zeigte sich die SVP-
Fraktion bei der Schlussabstimmung im Nationalrat: Die Mehrheit der Fraktion lehnte
die Nein-Empfehlung ab, ein relativ grosser Teil enthielt sich der Stimme und eine
Minderheit hiess sie gut. Insgesamt entschieden sich der Nationalrat mit 129 zu 33
Stimmen (bei 32 Enthaltungen) und der Standerat mit 41 zu 2 Stimmen (bei 1 Enthaltung)
fur eine Nein-Empfehlung zur Initiative. Somit wird die Initiative zur Abschaffung der
Billag-Gebuhren im Méarz 2018 Volk und Stdnden ohne Gegenvorschlag und mit der
Empfehlung zur Ablehnung zur Abstimmung vorgelegt werden. ¢’

Presse

Das Pressejahr 2017 war stark durch die Medienkonzentration geprégt, die sich
insbesondere in der Einstellung von L'Hebdo, der Schaffung einer Mantelredaktion fur
alle Tamedia-Zeitungen und dem Joint Venture der AZ Medien und der NZZ-
Mediengruppe zeigte. Diese Entwicklungen fuhrten anféanglich in der Romandie und
spater in der ganzen Schweiz zu Diskussionen um die Frage, ob und wie der Staat
Zeitungen und Magazine unterstiitzen solle. Unter anderem wurden dazu auf
Bundesebene zahlreiche Vorstdsse eingebracht. Eine Moglichkeit, die Zeitungen
indirekt zu unterstitzen, verfolgte Olivier Feller (fdp, VD) mit einer Ende Februar 2017
eingereichten Motion. Ausléser war die Ankundigung der Post gewesen, die
Frihzustellung nur noch bei einem Aufpreis zu gewahrleisten. Fellers Motion wollte nun
garantieren, dass die Zeitungsausgaben auch ohne zusétzliche Kosten fur die Verlage
jeweils am Morgen ausgeliefert werden. Zusatzlich reichte der Motionér zwei Anfragen
(A. 17.5601, A. 17.5602) und eine Interpellation (Ip. 17.3672) zur Anklndigung der Post
ein. Im Marz 2017 lancierte die Parteiprasidentin der Grlinen, Regula Rytz (gp, BE), ein
Postulat zur gezielten Medienférderung. Darin bat sie den Bundesrat darum,
Instrumente fur eine direkte und indirekte Medienférderung aufzuzeigen. Auch Kurt
Fluri (fdp, SO, Ip. 17.3729), Ada Marra (sp, VD, Ip. 17.4086), Jean-Paul Gschwind (cvp, JU,
A. 17.5007) sowie Adele Thorens Goumaz (gp, VD, A. 17.5007) erbaten vom Bundesrat
mehr Informationen betreffend allgemeine Moéglichkeiten zur Unterstutzung der Presse.
Auch zur Inhaberkonzentration machten sich die Parlamentarierinnen und
Parlamentarier Sorgen. Philipp Hadorn (sp, SO) reichte eine Motion (Mo. 17.3778) zur
Transparenz bei den Eigentumsverhéltnissen von Medienunternehmen ein und sein
Parteikollege Jacques-André Maire (sp, NE) forderte in einem Postulat (Po. 17.3695)
Kriterien fir die Ubernahme von bestehenden Medien. Géraldine Savary (sp, VD), ein
weiteres SP-Mitglied, wollte zudem in einer Interpellation (Ip. 16.3563) vom Bundesrat
wissen, ob er Massnahmen zur Aufrechterhaltung der redaktionellen Unabhéangigkeit als
noétig erachte. Auch die Exponenten der rechten Ratsseite sorgten sich um die
Unabhéngigkeit der Presse; der Grund ihrer Sorge lag aber in der staatlichen
Unterstltzung fur die Medien: Thierry Burkart (fdp, AG) zum Beispiel erklarte, dass die
Medien ,Beisshemmungen™ entwickeln kdnnten, wenn sie staatlich finanziert wirden.

Wie die Bundespolitik sie unterstiutzen kénne, diskutierten auch die Medien selbst.
Vorgeschlagen wurden zum Beispiel Konzessionen flr Zeitungen, bei denen Leistungen
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zum Erhalt des Service public finanziell entschadigt wirden. Dies sei gemass Le Temps
allerdings dann problematisch, wenn eine Zeitung einem grossen Verlagshaus wie
Ringier oder Tamedia gehore. Zahlreiche Handlungsméglichkeiten wurden bezuglich
der Konkurrenz durch die SRG diskutiert. So kénnte eine Werbebeschrankung fur die
SRG zwar deren Konkurrenz fur die Werbung in der Presse verringern, wirde jedoch
nicht garantieren, dass die Werbekunden auf die Zeitungen umstiegen. Positiver wurde
ein Werbeverbot fir die SRG nach 20 Uhr, wie es zum Beispiel in Frankreich existiert,
bewertet. Zur Diskussion stellen misse man gemass Le Temps auch eine Steuer auf
Werbeeinnahmen, wodurch man einen Teil der Gelder, die fur Werbeauftrage im
Ausland gesprochen werden, zurtickholen kénne. Bereits vom Parlament verabschiedet
worden war zu diesem Zeitpunkt ein Ubergang zum Shared-Content-Modell, wodurch
die SRG den privaten Anbietern Inhalte zur Verfligung stellen muss.

Indirekte Hilfe fur die Presse versprach man sich auch durch eine maogliche
Nationalisierung der Druckereien, was zu einer Reduktion der Druckkosten fihren
wirde. Auch grundsatzlichere Aspekte der Medienférderung wurden von den Medien
besprochen: Zum Beispiel solle die Journalistenausbildung verbessert und vom Bund
anerkannt werden, da bisher kein geschutzter Titel fur ausgebildete Journalisten
existiere. Dies reiche gemass Le Temps zwar nicht aus, um die Probleme der
Medienlandschaft zu I6sen, ware aber ein guter Anfang und wirde der Presselandschaft
helfen, die Digitalisierung zu Uberleben. Notwendig sei schliesslich auch eine
Unterstltzung flr die SDA, die sich ebenfalls in Schwierigkeiten befinde. Ein erster
Schritt dazu hatte der Bundesrat bereits unternommen, indem er der SDA CHF 2 Mio.
jahrlich aus der Radio- und Fernsehabgabe zugesprochen hatte. ¢

Parteien, Verbande und Interessengruppen

Parteien
Grosse Parteien

Im Juni liessen einige Exponenten der SVP durchsickern, dass Christoph Blocher flr die
Wahlen 2011 wieder kandidieren werde. Seit seiner Abwahl als Bundesrat ist der
Unternehmer ohne politisches Mandat geblieben. Im Kanton Aargau beschloss die
kantonale SVP bereits im Juni eine Rochade fur die Wahlen 2011. Noch-Nationalrat
Ulrich Giezendanner soll fur die kleine, Noch-Standerat Maximilian Reimann fur die
grosse Kammer kandidieren. ¢

Die SVP trat an den Bundesratsersatzwahlen im Herbst des Berichtjahres fir beide
durch die Ricktritte von Moritz Leuenberger (sp) und Hans-Rudolf Merz (fdp) frei
gewordenen Bundesratssitze mit einer Kampfkandidatur an. Allerdings gestaltete sich
die Kandidatensuche schwierig. Weder Caspar Baader (BL), noch Peter Spuhler (TG)
oder Ulrich Giezendanner (AG) stellten sich zur Verfligung. Schliesslich trat Jean-
Francois Rime (FR) an, der bereits fir den frei gewordenen Sitz von Pascal Couchepin
2009 als Kampfkandidat zur Verflgung gestanden hatte. Dank der geschlossenen
Unterstitzung seiner Fraktion wurde Rime in beiden Ersatzwahlen jeweils erst im
letzten Wahlgang geschlagen. 7°

In der Verkehrspolitik nahm die SVP eine strassenfreundliche Haltung ein. An der
Delegiertenversammlung in Lugano warnte Ulrich Giezendanner (AG) vor einem
drohenden Verkehrsinfarkt, weil es die bisherige Politik verpasst habe, ins Schweizer
Strassennetz zu investieren. Die Bahn koénne den Gutertransport nicht alleine
bewaltigen. ”

Mit den Behauptungen, die .Dunkelkammer Standerat™ werde immer linker und
»europhiler® und die ,Heimatmudigkeit®™ in der kleinen Kammer kénne nur gestoppt
werden, wenn mehr SVP-Kandidierende in den Standerat gewahlt wirden, gelang es der
Volkspartei nicht nur, den eigentlich kantonal ausgetragenen Standeratswahlen
nationale Bedeutung und Medienaufmerksamkeit zu verleihen, sondern sie verabreichte
ihnen auch einen gehdérigen Schuss Themenzentriertheit: Erst mit der Wahl von SVP-
Personal - so die zugrunde liegende Idee - wirde der Standerat wieder fur Schweizer
Werte, also gegen Migration und EU, einstehen. Das Vorhaben, das in den Medien unter
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dem Titel ,Sturm aufs Stockli® Niederschlag fand, muss im Nachhinein allerdings als
gescheitert betrachtet werden. Zwar trat die SVP mit Ausnahme von lediglich sechs
Standen (OW, NW, AR, Al, Tl und GE) in allen Kantonen mit teilweise namhaften und
landesweit bekannten Personen zu den Wahlen in die kleine Kammer an und war damit
auch fur die zahlreichen nétigen zweiten Umgange mitverantwortlich. Letztlich musste
sie im Vergleich zu 2007 per Saldo aber sogar zwei Sitzverluste verkraften und sitzt
lediglich noch mit finf Vertretern im Standerat. Einer ihrer Sitze war bereits wéahrend
der vorangehenden Legislatur mit der Abspaltung der BDP verloren gegangen. Zwar
vermochte die Partei bei den Ersatzwahlen fir Bundesratin Sommaruga im Frihling des
Berichtsjahrs mit Adrian Amstutz kurzfristig das zweite Berner Mandat zu besetzen,
nach wenigen Monaten in der kleinen Kammer musste dieser dann aber Hans Stockli
(sp) Platz machen. Weitere Sitzverluste erlitt die SVP in den Kantonen Graubinden und
Aargau. In Graublnden war die SVP aufgrund der dortigen Starke der BDP nach dem
Ricktritt von Christoffel Brandli (svp) gar nicht erst angetreten und im Kanton Aargau
scheiterte die angestrebte Rochade zwischen dem ehemaligen Nationalrat
Giezendanner und dem ehemaligen Sténderat Reimann. Hier verlor die Volkspartei den
Sténderatssitz an die SP (Bruderer). Einen Sitz gewinnen konnte die SVP im Kanton
Schwyz, wo neu beide Kantonsvertreter der Volkspartei angehdren. Alex Kuprecht
wurde im ersten Wahlgang bestatigt und der fur den zweiten Wahlgang nach seinem
eigentlichen Rucktritt als Nationalrat reaktivierte Peter Fohn konnte den Sitz der CVP
erobern. Die Angriffe in den weiteren Kantonen (ZH, LU, UR, ZG, FR, SO, BS, BL, SG, VD,
VS, NE und JU), die mit bekannten Namen geflihrt wurden (z.B. Blocher, ZH, Baader, BL,
Rime, FR, Brunner, SG, Parmelin, VD oder Freysinger, VS) flhrten zwar zu zweiten
Wahlgangen, waren aber letztlich alle erfolglos. Verteidigen konnte die SVP ihre Sitze in
jenen Kantonen, in denen eher als konziliant geltende Personlichkeiten ihre Sitze
verteidigten (Jenny in GL, Germann in SH, Roland Eberle neu in TG). 7

Ein Schlagabtausch zwischen dem Vater der Abzockerinitiative, Thomas Minder
(parteilos, SH), und Christoph Blocher wurde fur 2013 erwartet. Minder war
zuversichtlich, bei der Volkspartei Unterstitzung fur seine Initiative zu finden. Blocher
wollte sich hingegen flir den indirekten Gegenvorschlag stark machen. Ende Jahr
grundete der Zlrcher Nationalrat zusammen mit Unternehmern ein Komitee, das sich
zugunsten einer schnelleren Umsetzung des Gegenvorschlages gegen die Initiative
einsetzen sollte. Dem Komitee gehdrten neben dem aus der grossen Kammer
zurlcktretenden Peter Spuhler (TG) die Nationalrate Ulrich Giezendanner (AG), Jean-
Francois Rime (FR) und Sylvia Fllckiger (AG) an. Die SVP selber hat im Berichtsjahr noch
keine Parole zur Abzockerinitiative beschlossen. 7

Einen Uberraschenden Erfolg konnte die Junge SVP im Kanton Bern feiern. Am 24.
November wurde eine Initiative der JSVP angenommen, die eine Einbiirgerung von
Auslandern, die wegen einer Straftat verurteilt wurden, lebenslang verbietet.
Nationalrat Ulrich Giezendanner (AG) rief alle kantonalen Sektionen dazu auf, es den
Bernern gleich zu tun und kantonale Initiativen zu lancieren. Diese héatten bessere
Chancen an der Urne als ein nationales Begehren, das von den linken Stadten
verhindert wirde.

Konservative und Rechte Parteien

Ein halbes Jahr nach seiner Amtsniederlegung als Parteipréasident gab FPS-Nationalrat
Roland Borer aus wahltaktischen Griinden seinen Ubertritt zur SVP bekannt. Er war der
Meinung, dass es im Kanton Solothurn nur fir eine birgerliche Oppositionspartei Platz
habe. Borer war nicht der erste prominente Abtrinnige, der der FPS den Ricken
kehrte; 1996 war Ulrich Giezendanner (AG) der SVP beigetreten. Verargert rief FPS-
Prasident Scherrer alle Mandatstrager und Kantonalprasidenten ultimativ auf, allfallige
Parteiwechselabsichten bis Ende November offenzulegen und forderte von allen
verbleibenden Mitgliedern vollen und bedingungslosen Einsatz im Wahlkampf 1999. 7
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Bei den Nationalratswahlen verlor die ehemalige Autopartei alle ihre bisherigen sieben
Sitze. Ihr Stimmenanteil ging von 4,0 auf 0,9% zuriick. lhre ehemaligen Abgeordneten
Giezendanner (AG) und Borer (SG) schafften die Wiederwahl auf SVP-Listen und
verhalfen damit der SVP zu Sitzgewinnen.

Im November wurde im Anschluss an die Prasidentenkonferenz in Aarau bekannt
gegeben, dass die FP weiterhin bestehen bleibe. Sowohl die Kantonalprasidenten als
auch die Kantonsparlamentarier hatten den Entschluss unterstutzt. Die Konferenz
beauftragte das Prasidium, die kinftige Ausrichtung der Partei neu zu definieren.
Parteiprasident Scherrer wurde im Amt bestéatigt. Im Dezember beschloss die St.
Galler-Kantonalpartei, welche die Bezeichnung Autopartei beibehalten hatte, sich
aufzuldsen. Die Hélfte ihrer zehn Kantonsrate war bereits vor den Nationalratswahlen
zur SVP Ubergetreten. 76

Verbande
Industrie, Handel und Unternehmer

Die Niederlage in der Abstimmung Uber die Unternehmenssteuerreform Il (USR IlI)
brachte die kampagnenfiihrenden Wirtschaftsverbande, insbesondere
Economiesuisse, politisch unter Druck. Im Interview mit dem «Blick» eine Woche nach
der Abstimmung distanzierte sich FDP-Parteipréasidentin Petra Gossi, deren Partei sich
neben dem SGV und Economiesuisse zuvorderst an der Ja-Kampagne zur USR-III-
Abstimmung beteiligt hatte, deutlich von den Wirtschaftsverbanden. Einzelne
Wirtschaftsverbande hatten in der Bevolkerung kein gutes Ansehen mehr, schlimmer sei
aber, dass die Verbande zwar «reichlich Geld», aber das Gespur verloren hatten, «von
wo der politische Wind weht». Das fehlende politische Gesplr verortete Gdssi im
Versagen von Economiesuisse, ein Bindeglied zwischen Politik und Wirtschaft zu sein
und auch Missstdnde in der Wirtschaft aufzeigen zu kénnen. «Warum verdient zum
Beispiel ein Manager Abermillionen, wenn das Unternehmen gleichzeitig Verluste
einfahrte», fragte Gossi rhetorisch und antwortete gleich selbst, dass dies «kein
Mensch» verstehe. Auch zeigte sie sich enttduscht, dass ihre Partei in der
Abstimmungskampagne zu wenig zu Wort gekommen sei. «Eine Kampagne wie bei der
Unternehmenssteuerreform Il wird es mit der FDP nicht mehr geben», schlussfolgerte
Gossi. In Zukunft sehe sie keinen anderen Weg, als dass in Abstimmungskampagnen die
Parteien wieder die Flhrung tbernehmen mussten. In der «Schweiz am Sonntag» griff
auch Ulrich Giezendanner (svp, AG) die Fihrung von Economiesuisse an. Er
beanstandete, dass der Wirtschaftsverband im Parlament an Bedeutung verliere und
dessen Prasident Heinz Karrer und die Direktorin Monika Ruhl 6ffentlich zu wenig
prasent seien, um das Vertrauen der Bevdlkerung gewinnen zu kénnen. Giezendanner
forderte die Absetzung der Economiesuisse-Fihrung, musste sich aber im Gegenzug
den Vorwurf gefallen lassen, dass er sich als SVP-Politiker eine europapolitisch
kritischere Verbandsspitze winsche und ihm ein Wechsel im Fuhrungsstab in dieser
Hinsicht gelegen kame. Giezendanner forderte jedoch auch, dass die
Kampagnenfihrung vom Dachverband getrennt werden solle - eine Idee, die der
ehemalige Direktor von Avenir Suisse, Gerhard Schwarz, nach der USR-III-Abstimmung
in der NZZ aufgeworfen hatte. Bis im Jahr 2000 habe es neben Economiesuisse, dem
Arbeitgeberverband und dem SGV noch die «Wirtschaftsforderung» als
Kampagnenorganisation der Wirtschaftsverbande gegeben. Wirden das Lobbying und
die Kampagnenfuhrung eines Wirtschaftsverbandes nicht getrennt, kdnnten sie sich
gegenseitig beschadigen, so Schwarz, weil Lobbying persénliche Kontakte und grosse
Detailgenauigkeit in politischen Geschéften erfordere, die Kampagne hingegen
Massenkommunikation sei und meist Vereinfachungen verlange. In der
«Nordwestschweiz» verwies der Mediensprecher von Economiesuisse darauf, dass man
im Verband eine Aufteilung von Lobbying und Kampagnenfihrung nach der verlorenen
Abzocker-Initiative ernsthaft gepruft habe und damals zum Schluss gekommen sei, die
beiden Bereiche nur intern zu trennen. Bei der Analyse der USR Il werde dies aber
erneut Thema sein. Monika Ruhl und Heinz Karrer verwiesen nach der Abstimmung
darauf, dass man die Kampagne noch sorgféltig analysieren misse. Sicher wolle man bei
zukUnftigen Kampagnen vermehrt die persoénliche Betroffenheit bei den Stimmburgern
aufzeigen, so wie dies den Gegnern der USR Il gelungen sei, so Ruhl in der Luzerner
Zeitung. Aber auch das Economiesuisse-Projekt «Wirtschaft und Gesellschaft», mit
welchem Economiesuisse seit zwei Jahren versucht, den Dialog zur Bevdlkerung
herzustellen, musse fortgefuhrt werden. Heinz Karrer gab in der Basler Zeitung zu
bedenken, dass Auftritte von Personlichkeiten wie alt Bundesratin Eveline Widmer-
Schlumpf und der ehemalige Solothurner FDP-Regierungsrat Christian Wanner
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ebenfalls das Abstimmungsresultat beeinflusst haben dirften und die Niederlage nicht
alleine auf Fehler in der Kampagnenfihrung zurlckzufuhren sei. Ein Rucktritt
seinerseits sei derzeit kein Thema. ”’

Verkehr

Das Beschwerderecht der Umwelt- und Naturschutzverbinde bei grossen
Bauprojekten kam im Berichtsjahr noch starker unter Beschuss burgerlicher und
wirtschaftsnaher Politiker. Dieses Recht ist im Natur- und Heimatschutzgesetz sowie im
Umweltschutzgesetz enthalten und steht anerkannten Organisationen aus diesen
Bereichen zu, die seit mindestens zehn Jahren national tétig sind. Ausldser flr die
Verscharfung der seit Jahren dauernden Kontroverse war das Baugesuch fir einen
Neubau des Fussballstadions Hardturm in Zdrich verbunden mit einem neuen
Einkaufszentrum. Infolge der von den Bewilligungsbehérden und Gerichten teilweise
gutgeheissenen Beschwerden des Verkehrsclubs der Schweiz (VCS) gegen das
vorgesehene Parkplatzangebot und die Zahl der erlaubten Zu- und Wegfahrten des
privaten  Autoverkehrs  drohten  Verzdgerungen, welche die rechtzeitige
Stadioner6ffnung fur die Fussball-Europameisterschaft 2008 in Frage stellten. Zudem
war fraglich, ob angesichts der reduzierten maximal zugelassenen Parkflachen und
Verkehrsmengen der von Privaten geplante Bau Uberhaupt realisiert wirde. Die Zurcher
Freisinnigen nutzten die Verargerung breiter Kreise Uber die unnachgiebige Haltung der
VCS-Sektion Zurich um eine nationale Volksinitiative zu lancieren. Diese verlangt, dass
bei  Infrastruktur- und  Bauprojekten, welche in einer Volks- oder
Parlamentsabstimmung genehmigt worden sind, das Verbandsbeschwerderecht
aufgehoben wird. Dieses soll nur noch bei Behérdeentscheiden (Verwaltung, Exekutive)
zur  Anwendung kommen. Im Nationalrat reichte zudem der Aargauer
Transportunternehmer Giezendanner (svp) eine von 80 Ratsmitgliedern unterzeichnete
Motion ein, welche den Ausschluss des VCS vom Verbandsbeschwerderecht fordert,
weil dieser nicht rein ideell sondern durch sein Angebot an Reisen, Versicherung etc.
auch kommerziell tatig sei. ”®
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